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An den Einwohnerrat
Stein am Rhein

Stein am Rhein, 2. November 2022

Reglement Nutzung öffentlicher Raum

Sehr geehrte Frau Präsidentin
Sehr geehrte Damen und Herren

1. Antrag

Der Stadtrat unterbreitet Ihnen folgenden Antrag zur Beschlussfassung:

- Genehmigung des Reglements Nutzung öffentlicher Raum

Dieser Beschluss untersteht gemäss Art. 10 lit. d und Art. 21 lit. c der Verfassung der Einwohnergemeinde 
Stein am Rhein dem fakultativen Referendum.
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2. Ausgangslage

Ausgangspunkt für das vorliegende «Reglement Nutzung öffentlicher Raum» waren die Vorarbeiten von 
Stadtrat und der Spezialkommission «Reglement über die Nutzung des öffentlichen Grundes» des 
Einwohnerrats. Darauf aufbauend wurde ein Reglement samt Verordnung ausgearbeitet, welche den 
gesteigerten Gemeingebrauch des öffentlichen Raums näher regeln sollen. Die Erarbeitung fand in der ersten 
Jahreshälfte 2022 statt. Dazu wurden neben verschiedenen Sitzungen zwei Workshops mit der Projektgruppe 
und ein Workshop mit dem Stadtrat abgehalten. In der Projektgruppe Einsitz genommen haben:

- Irene Gruhler Heinzer, Vorsitz, Stadträtin (Sicherheitsreferat)
- Ulrich Böhni, Stadtrat (Finanzreferat)
- Timo Bär, Stadtschreiber
- Robert Grötchen, Leiter Stadtpolizei
- Philipp Baumberger, Stv. Stadtschreiber (Protokoll)
- Nicole Lang, Einwohnerrätin 
- Beat Leu, Einwohnerrat
- Niklaus Hofmann, freiraum I organisation (externer Berater)

3. Aufbau der Steuerungsinstrumente

Das Thema Nutzung des öffentlichen Raums wird in einer aufeinander aufbauenden Abstufung von 
Instrumenten behandelt. An erster Stelle stehen Leitsätze, welche die politische Stossrichtung festlegen, dann 
folgt das Reglement, dieses wird in der Verordnung verwaltungsverbindlich konkretisiert und führt zu einer 
Bewilligungspraxis, die den Einzelfall regelt. 

Das Reglement Nutzung öffentlicher Raum beinhaltet primär den gesteigerten Gemeingebrauch. Dieser 
unterscheidet sich erstens vom sogenannten schlichten Gemeingebrauch, also der alltäglichen Nutzung des 
öffentlichen Raums beim Flanieren, Sich-Aufhalten, Spielen etc. Verkehrliche Nutzungen sind ausgenommen, 
da sie andernorts geregelt sind. Zweitens unterscheidet sich der gesteigerte Gemeingebrauch von der 
sogenannten Sondernutzung, die ein Baubewilligungsverfahren verlangt. 

Das Reglement schafft in erster Linie Verbindlichkeit für die Öffentlichkeit, die Verordnungen für die 
Verwaltungstätigkeit und die Bewilligung für die Gesuchstellerin oder den Gesuchsteller. Das Reglement und 
die Verordnungen sollen nur jene Themen behandeln, die in Stein am Rhein auch tatsächlich relevant sind.

4. Leitsätze

Der Stadtrat hat zu Beginn des Projekts sogenannte Leitsätze formuliert und damit zum Ausdruck gebracht, 
dass der öffentliche Raum in Stein am Rhein ein wichtiges Gut ist, das gemeinsam genutzt werden kann. 
Damit besteht ein politischer Rahmen, innerhalb dessen zweckmässige Regeln formuliert werden können und 
der für das Verwaltungshandeln leitend wird. Der Stadtrat möchte damit ein gemeinsames Verständnis für das 
Thema «öffentlicher Raum» schaffen. 

1. Der öffentliche Raum gehört allen und wird auf unterschiedliche Weise genutzt.

Der öffentliche Raum dient der ganzen Bevölkerung unabhängig von Alter, Geschlecht oder Herkunft. 
Öffentliche Räume stehen grundsätzlich allen Menschen zur Verfügung, auch wenn sich einzelne Gruppen mit 
einem Raum besonders identifizieren und ihn spontan nutzen. Die öffentlichen Räume sind wichtige Orte der 
Integration und des Gemeinsinns.
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2. Die Nutzung des öffentlichen Raums ist kulturell und sozial vielfältig.

Eine Voraussetzung für eine hohe Lebensqualität in öffentlichen Räumen besteht darin, dass vielfältige, sich 
verändernde und manchmal spontane Nutzungen möglich sind. Es liegt in der Verantwortung jedes und jeder 
Einzelnen, dass die Art der Nutzung andere Bedürfnisse nicht auf unzumutbare Weise tangiert. Bei 
Nutzungskonflikten fungiert die Verwaltung als Vermittlerin. Sie schafft, wo nötig, einen Interessensausgleich 
zwischen ruhigen, eher unbeachteten und lauten, lebendigen Nutzungen.

3. Der Attraktivität der Altstadt ist als Wohnraum Rechnung zu tragen.

Publikumsorientierte Nutzungen und Dienstleistungsbetriebe in den Sockelgeschossen befinden sich 
vorwiegend in den Hauptachsen. Die ruhigen Gassen dienen primär attraktivem Wohnen.

4. Veranstaltungen unterstützen die Positionierung von Stein am Rhein und werden gezielt ermöglicht.

Das Besuchen oder die ehrenamtliche Mitarbeit an Veranstaltungen ist Ausdruck von Lebensqualität und 
Zugehörigkeit. In der Unterstützung und engen Begleitung von Veranstaltungen liegt die Chance, sich über die 
Stadtgrenzen hinaus als attraktive Stadt zu positionieren. Unter Veranstaltungen werden kommerzielle oder 
gemeinnützige Anlässe verstanden, die identitätsstiftend sind und niederschwellig besucht werden können.

5. Kommerzielle Nutzungen des öffentlichen Raums schaffen einen städtischen Mehrwert.

Kommerzielle Nutzungen des öffentlichen Raums wie Aussengastwirtschaften, Warenauslagen, 
Standverkäufe, Werbeständer, Märkte und dergleichen sind ein wichtiger Ausdruck von städtischer 
Lebendigkeit. Sie nehmen auf das historische Ortsbild und die Verkehrsflüsse Rücksicht und sind gepflegt 
gestaltet.

6. Der öffentliche Raum ist sicher und einladend.

Die öffentlichen Räume sind gut gestaltet und unterstützen die Nutzungsvielfalt. Temporäre Gestaltungen 
berücksichtigen ihr Umfeld, schaffen eine ortspezifische Identität und werden nachhaltig gepflegt. Soziale 
Belebung, Verkehrssicherheit und Sauberkeit wirken positiv auf das subjektive Sicherheitsempfinden. Die 
Übernahme von Verantwortung durch Nutzerinnen und Nutzer fördert die Identifikation mit den öffentlichen 
Räumen.

7. Der öffentliche Raum macht die Stadt grün.

Grünräume und temporäres Grün leisten einen wichtigen Beitrag an die Aufenthaltsqualität und an das 
Stadtklima. Bodenversiegelung ist zu vermeiden. Auch privat gestaltete und unterhaltene Grünflächen im 
öffentlichen Raum sind wünschenswert und leisten einen wichtigen Beitrag an das städtische Grün.

8. Einheitliche Regeln schaffen Transparenz und leiten die Nutzung, wo nötig.

Es wird ein möglichst schlankes Rahmenreglement geschaffen, das mittels einer Verordnung von der 
Verwaltung mit angemessenem Ermessenspielraum umgesetzt werden kann.
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5. Reglement Nutzung öffentlicher Raum

5.1 Vernehmlassung

Vom 13. Juni 2022 bis zum 31. Juli 2022 fand eine Vernehmlassung zum Reglement Nutzung öffentlicher 
Raum bei Parteien, Gewerbeverein und Gastronomiebetrieben mit Aussengastronomie statt. An der 
Vernehmlassung zum Reglement zur Nutzung des öffentlichen Raums haben die Parteien FDP, GLP, SP, SVP 
und der Gewerbeverein teilgenommen. 

Seitens GLP wird der Entwurf begrüsst, die FDP und SP sind weitgehend einverstanden. Die SVP steht der 
Vorlage kritischer gegenüber. Sie erwägt, dem Einwohnerrat zu beantragen, die Vorlage freiwillig dem 
fakultativen Referendum zu unterstellen. Der Gewerbeverein erachtet die Vorlage in vielen Punkten als zu 
einschränkend und erwägt ggf. demokratische Mittel zu ergreifen. 

Generell wird moniert, dass im Projekt keine Anspruchsgruppen mitgewirkt haben. SVP und Gewerbeverein 
fordern, dass sie bei weiteren Projektsitzungen einbezogen werden. Aufgrund der Diskussionen der letzten 
Jahre zu diesem Thema, mit dem Ergebnis, dass zwei Entwürfe eines Reglements entwickelt worden waren, 
konnte vorausgesetzt werden, dass die Stossrichtung in diesem Thema hinlänglich bekannt ist. Aus diesem 
Grund wurde die Mitwirkung von Anspruchsgruppen im Projekt nicht vorgesehen, hingegen war klar, dass im 
Rahmen einer Vernehmlassung die Meinungen und Wünsche abgeholt werden sollen. 

Die Bemerkungen und Hinweise aus der Vernehmlassung sind in den folgenden Erläuterungen des 
Reglements aufgeführt und werden dabei beantwortet. 

5.2 Erläuterungen zum Reglement

Im Folgenden wird jeder Artikel dargestellt und erläutert.

Nr. Artikel

1 Geltungsbereich
1 Dieses Reglement regelt den gesteigerten Gemeingebrauch des öffentlichen Raums 
einschliesslich seines Erdreichs und Luftraums auf dem Gebiet der Einwohnergemeinde Stein am 
Rhein; es regelt die Zuständigkeit und das Bewilligungsverfahren.
2 Wo Auswirkungen auf den öffentlichen Raum vorhanden sind, gelten die Bestimmungen dieses 
Reglements auch für den privaten Grund.
3 Der Stadtrat kann für Orte mit hohem Nutzungsdruck Nutzungsregeln erlassen. 

Bemerkungen aus der Vernehmlassung:

Der Gewerbeverein fordert, dass Menschenschlangen vor Geschäften nicht reglementiert werden.

Erläuterung:

Das Reglement soll auf das ganze Gemeindegebiet wirken und nicht nur auf einzelne Bereiche wie bspw. die 
Altstadt. Auf diese Weise kann eine einheitliche Handhabung sichergestellt werden. 

Wenn im privaten Raum Tätigkeiten ausgeführt werden, die eine Wirkung auf den öffentlichen Raum haben, 
indem bspw. Schlangen vor einem Take-Away-Betrieb entstehen, so kommt dieses Reglement auch zur 
Anwendung, weil der öffentliche Raum tatsächlich genutzt wird und dem öffentlichen Gemeingebrauch 
zumindest teilweise entzogen wird. Es bleibt jedoch dem Ermessen der Bewilligungsbehörde überlassen, 
wann dieser Fall gegeben ist und wo eine unzumutbare Behinderung des schlichten Gemeingebrauchs 
stattfindet. 
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Wo ein hoher Nutzungsdruck oder sehr unterschiedliche Interessen bestehen, kann der Stadtrat 
Nutzungsregeln erlassen wie bspw. Hausregeln für Schulareale. Er regelt darin insbesondere die Intensität der 
Nutzung, Nutzungszeiten oder Nutzungszonen. 

2 Vorschriftsgemässe Nutzung
1 Die Nutzung des öffentlichen Raums muss dem Zweck entsprechen, der sich insbesondere aus 
Verfassungsrecht, Reglement und Verordnung ergibt.
2 Der öffentliche Raum ist möglichst schonend und in gegenseitiger Rücksichtnahme zu nutzen. Er 
darf nicht verunreinigt, beschädigt oder zerstört werden.
3 Die Nutzung des öffentlichen Raums darf die Sicherheit und Ordnung nicht gefährden.
4 Die zuständige Behörde kann verlangen, dass sich Gegenstände, die im Rahmen einer Nutzung 
des öffentlichen Raums aufgestellt werden, in das Stadtbild einordnen.

Erläuterung:

Dieser Artikel nimmt die Nutzerin oder den Nutzer in die Pflicht, zum Gemeingut öffentlicher Raum im Sinn der 
Öffentlichkeit Sorge zu tragen. Wo diese Sorge verletzt wird, kann die Verwaltung Massnahmen ergreifen. 

3 Wahrung der Interessen Dritter

Wer den öffentlichen Raum nutzt, darf die Interessen Dritter nicht übermässig beeinträchtigen.

Erläuterung:

Wenn der öffentliche Raum im Sinn des gesteigerten Gemeingebrauchs genutzt wird, dann hat dies immer 
auch in Rücksichtnahme auf die möglichen Interessen von nicht beteiligten Dritten zu erfolgen. Was im 
konkreten Fall eine übermässige Beeinträchtigung sein kann, wird im Streitfall durch Verfügung oder ggf. in 
Rechtsverfahren geklärt.

4 Koordination verschiedener Nutzungen

Die Bewilligungsbehörde kann verlangen, dass mehrere Nutzungen im öffentlichen Raum 
koordiniert werden.

Erläuterung:

Wenn bspw. eine Bauplatzinstallation und ein Strassencafé gleichzeitig den öffentlichen Raum nutzen wollen, 
kann die Behörde beide Akteure auffordern, sich abzusprechen und sich selbst zu koordinieren. 

ge
st

ric
he

n Gemeinsame Nutzung

Wer den öffentlichen Raum nutzt, kann verpflichtet werden, den beanspruchten Raum oder seine 
Bauten, Anlagen oder Gegenstände anderen Nutzerinnen und Nutzern zur gemeinsamen Nutzung zur 
Verfügung zu stellen, wenn es überwiegende Interessen rechtfertigen.

Bemerkungen aus der Vernehmlassung:

Die SVP beantragt den Artikel zu streichen. Der Gewerbeverein fordert einerseits die Streichung des Artikels 
und andererseits, dass die Verkaufsflächen bei Veranstaltungen nicht eingeschränkt werden dürfen.
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Erläuterung

Gemeint sind hier bspw. Leitungstunnel von privaten Telekom-Firmen. Damit nicht jede Firma einen eigenen 
Tunnel, eine eigene Leitung baut, kann eine Firma aufgrund dieses Artikels verpflichtet werden, die Leitung 
anderen Wettbewerbsteilnehmern zur Verfügung zu stellen.

Streichung

Aufgrund der Vernehmlassung und nochmaliger eingehender Prüfung wurde befunden, dass diese Situation in 
Stein am Rhein kaum vorkommen wird. Der Artikel «Gemeinsame Nutzung» wurde im Reglement gestrichen.

5 Bewilligungspflicht
1 Die Nutzung des öffentlichen Raums bedarf einer Bewilligung und ist gebührenpflichtig.
2 Als Nutzung gilt jede über den schlichten Gemeingebrauch hinausgehende Nutzung des 
öffentlichen Raums.
3 Durch Verordnung können bestimmte Arten der Nutzung von der Bewilligungspflicht 
ausgenommen oder die Bewilligungspflicht durch eine blosse Meldepflicht ersetzt werden. Zudem 
können ergänzende Vorschriften zu bestimmten Nutzungsarten wie Märkten, 
Aussengastwirtschaften oder Verkaufsständen erlassen werden.

Bemerkungen aus der Vernehmlassung:

Die FDP begrüsst das vereinfachte Meldeverfahren als Ausdruck eines liberalen Reglements. Die SP ist 
ebenfalls damit einverstanden, wünscht sich aber eine Definition der Kleinstnutzungen und eine 
Rückmeldung durch die Verwaltung, letzteres wünscht auch die SVP. Der Gewerbeverein fordert, dass 
Verkaufsstände ausserhalb von besonderen Veranstaltungen bewilligungspflichtig sind.

Erläuterung:

Dieser Artikel besteht in ähnlicher Form bereits in der Polizeiverordnung, er wird hier näher ausgeführt und 
soll in der Polizeiverordnung aufgehoben werden. Es wird generell von Nutzungsbewilligung gesprochen, auch 
wenn im Einzelfall eine Konzession oder Verleihung angewendet werden kann.

Die Meldeplicht ist ein neues Instrument für Kleinstnutzungen und soll das Verfahren für die Gesuchstellerin 
oder den Gesuchsteller sowie die Verwaltung entlasten. Darunter fallen bspw. private Apéros, 
Informationsstände, Verkaufsstände von ortsansässigen Schulen oder Organisationen mit einem 
gemeinnützigen Zweck. Die Details zum Meldeverfahren können später in einem kundenfreundlichen 
Merkblatt erläutert werden. Eine einfache Rückmeldung ist vorgesehen. Die der Meldepflicht unterstellten 
Nutzungen sind per Verordnung definiert. Kommerzielle Nutzungen wie Verkaufsstände sind immer 
bewilligungspflichtig.
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6 Nutzungsbewilligung
1 Über die Erteilung einer Nutzungsbewilligung wird aufgrund einer Güterabwägung zwischen sich 
entgegenstehenden privaten und öffentlichen Interessen entschieden. Bei der Güterabwägung ist 
den Grundrechten Rechnung zu tragen.
2 Die Nutzungsbewilligung ist mit den zur Wahrung öffentlicher und privater Interessen nötigen 
Bedingungen und Auflagen zu versehen.
3 Die Nutzungsbewilligung wird der Person erteilt, welche die Nutzung beantragt. Die 
Nutzungsbewilligung kann nicht ohne neues Gesuch auf eine andere Person übertragen werden.
4 Die Nutzung des öffentlichen Raums wird auf eine bestimmte Dauer bewilligt.

Bemerkungen aus der Vernehmlassung:

Der Gewerbeverein weist darauf hin, dass die Bewilligung nur in wenigen Fällen auf eine Person ausgestellt 
werden kann und stellt die Haftungsfrage.

Erläuterung:

Hier ist festgelegt, dass die Erteilung einer Nutzungsbewilligung nicht aufgrund von Gutdünken erfolgt, 
sondern aufgrund einer Güterabwägung zwischen den öffentlichen und den privaten Interessen der 
Gesuchstellerin oder des Gesuchstellers. 

Der gesteigerte Gemeingebrauch des öffentlichen Raums verlangt einen verantwortlichen Bewilligungsinhaber 
bzw. eine verantwortliche Bewilligungsinhaberin. Inwieweit er oder sie als Funktionär eines Vereins handelt 
und haftet, ist Sache des Vereins bzw. dessen statuarischer Beschaffenheit.

7 Änderung der Nutzungsbewilligung

Die Nutzungsbewilligung kann geändert oder vorübergehend entzogen werden, wenn es wesentlich 
veränderte Verhältnisse erfordern oder es zur Wahrung überwiegender öffentlicher oder privater 
Interessen nötig ist.

Bemerkungen aus der Vernehmlassung:

Der Gewerbeverein ist der Meinung, dass Art. 8 genügt und Art. 7 weggelassen werden kann, allerdings führt 
er Beispiele an, die genau diese Änderungsmodalitäten betreffen.

Erläuterung:

Die Rahmenbedingungen können sich gegenüber dem Zeitpunkt der Ausstellung der Bewilligung ändern, 
daher braucht die öffentliche Hand die Möglichkeit, die Nutzungsbewilligung anzupassen oder vorübergehend 
zu entziehen. Dies ist allerdings nur möglich, wenn es zur Wahrung überwiegender Interessen geschieht. Die 
Behörde ist also aufgefordert, im Einzelfall eine Güterabwägung vorzunehmen. Dieser Artikel bezieht sich vor 
allem auf mehrjährige Nutzungsbewilligungen wie für Aussengastwirtschaften oder Bauten. Ohne diesen 
Artikel würden nur der Widerruf bzw. die Beendigung als Reaktion auf veränderte Bedingungen möglich sein.
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8 Beendigung der Nutzungsbewilligung, Widerruf
1 Die Nutzungsbewilligung erlischt mit dem Ablauf der Zeit, für die sie erteilt worden ist, wenn die 
aus der Nutzungsbewilligung Berechtigten darauf verzichten oder wenn sie widerrufen wird.
2 Der Widerruf einer Nutzungsbewilligung erfolgt ganz oder teilweise, wenn ein Widerrufsgrund 
vorliegt, der in der Bewilligung genannt ist, wenn die daraus Berechtigten ihren Verpflichtungen 
nicht nachkommen oder wenn es zur Wahrung überwiegender öffentlicher oder privater Interessen 
nötig ist.
3 Sofern nicht ein Gesetz oder die Nutzungsbewilligung etwas anderes bestimmen, besteht kein 
Anspruch auf Entschädigung, wenn die benutzte Fläche der bewilligten Nutzung entzogen wird oder 
aus anderen Gründen nicht benutzt werden kann.
4 Die aus der Nutzungsbewilligung Berechtigten haben bis zum Zeitpunkt der Beendigung der Nut-
zungsbewilligung den ursprünglichen Zustand des benutzten öffentlichen Raums 
wiederherzustellen.

Bemerkungen aus der Vernehmlassung:

Der Gewerbeverein begrüsst den Artikel grundsätzlich, seitens Gastronomie wird jedoch eine Übergangsfrist 
gefordert, falls eine Nutzungsbewilligung entschädigungslos widerrufen wird, weil der Gastronom ggf. 
Investitionen getätigt hat.

Erläuterung:

Da der öffentliche Raum ein allgemeines Gut ist, muss die Bewilligungsgeberin auch die Möglichkeit haben, 
den gesteigerten Gemeingebrauch ganz zu beenden, wenn ein Widerrufsgrund vorliegt. 

Das heisst erstens, der Widerrufsgrund ist dem Bewilligungsinhaber in jedem Fall im Voraus bekannt und 
dieser kann sich entsprechend dazu verhalten. Wenn er zweitens seinen Verpflichtungen nicht nachkommt, ist 
es wenig folgerichtig, ihn bei einem Widerruf zu entschädigen. Und drittens sind überwiegende Interessen oft 
politisch begründet, bspw. durch einen neuen Bebauungsplan etc. Diese Prozesse sind in der Regel öffentlich 
und langfristig, sodass sich der Bewilligungsinhaber danach richten kann. 

Dass kein Anspruch auf Entschädigung besteht, heisst nicht, dass im konkreten Fall nicht doch eine 
Entschädigung gesprochen werden kann, falls bspw. ein Härtefall eintritt. 

9 Veranstalterbewilligung
1 Die Veranstalterbewilligung überträgt der Veranstalterin oder dem Veranstalter für einen 
besonderen Anlass die Befugnis, die Bewilligung zur Nutzung des öffentlichen Raums an Dritte zu 
erteilen und dafür Gebühren zu erheben.
2 Die Veranstalterbewilligung darf nur für einen genau bezeichneten öffentlichen Raum erteilt 
werden. Sie ist zeitlich auf einen besonderen Anlass oder eine bestimmte Serie von Anlässen zu 
begrenzen.
3 Die Veranstalterbewilligung kann festlegen, unter welchen Voraussetzungen und zu welchen 
Bedingungen die beanspruchten Flächen oder die darauf errichteten Anlagen Dritten zur Verfügung 
gestellt werden.

Bemerkungen aus der Vernehmlassung:

Der Gewerbeverein erachtet Abs. 3 als unzumutbar.
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Erläuterung:

Die Veranstalterbewilligung ist ein neues Instrument, das es ermöglicht, einem Veranstalter eine 
Gesamtbewilligung zu erteilen und ihn damit zu ermächtigen, weitere Nutzungen selbständig zu bewilligen. 
Das naheliegendste Beispiel hierzu ist ein Markt. 

Wenn einem Veranstalter ein umfassendes Recht, den öffentlichen Raum selbständig zu bespielen, 
eingeräumt werden soll, dann ist es folgerichtig, dass die Bewilligungsgeberin die Möglichkeit hat, Vorgaben 
zu machen, wie ihr Eigentum genutzt werden kann. Bspw. kann dem Veranstalter zur Auflage gemacht 
werden, dass eine gewisse Veloroute offengehalten werden muss oder dass eine Bühne vom örtlichen 
Musikverein genutzt werden darf. 

10 Konzession
1 Die bauliche Inanspruchnahme öffentlichen Raums bedarf einer Konzession. Konzessionspflichtig 
sind insbesondere ständige Bauten und Anlagen auf, über, unter oder in der Strasse.
2 Bewilligte und konzessionierte Bauten und Anlagen stehen im Eigentum des Berechtigten und 
sind von diesem zu unterhalten.
3 Der Berechtigte trägt alle Mehrkosten, die wegen seiner Bauten und Anlagen entstehen. Er hat die 
bewilligten und konzessionierten Bauten auf seine Kosten zu verlegen, zu ändern oder anzupassen, 
wenn es sich infolge des Strassenbaus oder -unterhalts als notwendig erweist.

Bemerkungen aus der Vernehmlassung:

Der Gewerbeverein wünscht, dass Restaurants, die ein Podium (Podest) benötigen, eine mehrjährige 
Konzession beantragen können.

Erläuterung:

Bauliche Nutzungen des öffentlichen Raums durch Private kommen in Stein am Rhein heute kaum vor. 
Darunter können bspw. Bewässerungsleitungen der Landwirtschaft oder Plakatierungsflächen fallen. Auch 
Podeste im Rahmen von Aussengastwirtschaften können eine mehrjährige bauliche Nutzung darstellen. In 
den allermeisten Fällen ist die Bauverwaltung für diese Art der Nutzung zuständig und hat die für 
Nutzungsbewilligungen zuständige Behörde in ihr Verfahren einzubeziehen. 

11 Gebühren
1 Für die Nutzung des öffentlichen Raums zu gesteigertem Gemeingebrauch wird eine Gebühr 
erhoben, soweit die Nutzung nicht durch Verordnung von der Gebührenpflicht ausgenommen ist.
2 Der Stadtrat legt die Höhe der einzelnen Gebühren, Erlasse und Ausnahmen in einer 
Gebührenverordnung fest.
3 Die Gebühren für die Nutzung des öffentlichen Raums setzten sich aus einem Anteil für die 
Nutzung sowie einem Anteil für die Bearbeitung des Gesuchs zusammen. 
4 Die Gebühren entfallen komplett, wenn die Nutzung des öffentlichen Raums im Rahmen der 
Ausübung von politischen Grundrechten erfolgt.

Bemerkungen aus der Vernehmlassung:

Die SVP wünscht, dass die Gebührenverordnung ein Bestandteil des Reglements ist. Sie soll dem 
Einwohnerrat vorliegen, wenn er über das Reglement befindet.
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Erläuterung:

Der Artikel legt fest, dass der gesteigerte Gemeingebrauch grundsätzlich gebührenpflichtig ist und dass die 
Gebühr aus einem Anteil für die Nutzung und einem Anteil für die Bearbeitung besteht. Dies entspricht in 
einem ähnlichen Sinne der geltenden Regelung. Die Gebührenverordnung wird durch den Stadtrat erlassen 
und ist damit Bestandteil des Rechtsbuchs von Stein am Rhein. Sie wird dem Einwohnerrat zusammen mit der 
Nutzungsverordnung bei der Beschlussfassung zum Reglement zur Kenntnis gebracht.

12 Gebührenanteil für die Nutzung
1 Für die Bemessung des Gebührenanteils für die Nutzung gilt das Äquivalenzprinzip.
2 Zu berücksichtigen ist insbesondere:

a) das Interesse der gebührenpflichtigen Person an der Nutzung des öffentlichen Raums und 
ihr daraus entstehende Vorteile;

b) die Lage und Grösse der beanspruchten Fläche;
c) die Dauer der Nutzung;
d) das öffentliche Interesse an der Nutzung;
e) die Belastungsintensität für die Allgemeinheit;
f) die mit der Nutzung ausgeübten Grundrechte.

Bemerkungen aus der Vernehmlassung:

Die SVP meint, dass der Artikel unklar und vielseitig deutbar ist. Die Gebührenverordnung soll Klarheit 
schaffen.

Erläuterung:

Unter Äquivalenzprinzip wird verstanden, dass Gleiches gleichviel kosten muss unter Berücksichtigung der 
jeweiligen mit einer Nutzung verbundenen Interessen. Dieser Artikel wird in der Gebührenverordnung weiter 
ausgeführt: So wird bspw. ein Quadratmeterpreis angesetzt und mit der Dauer der Nutzung verrechnet; je 
höher das öffentliche Interesse an einer Nutzung, desto tiefer kann die Gebühr ausfallen, wogegen 
belastungsintensive Nutzungen aufwändiger sein können. 

13 Gebührenanteil für die Bearbeitung

Für die Bemessung des Gebührenanteils für die Bearbeitung eines Gesuchs gilt das 
Kostendeckungsprinzip. Seine Höhe richtet sich nach dem Verwaltungsaufwand für die 
Bearbeitung.

Erläuterung:

Der Aufwand der Verwaltung bei solchen Leistungen folgt dem Kostendeckungsprinzip. So soll sichergestellt 
werden, dass der Aufwand für die Behandlung privater Gesuche nicht aus Steuern finanziert wird. Damit nicht 
jedes Gesuch einzeln beurteilt werden muss, wird die Gebührenverordnung pauschale Ansätze festlegen. 
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14 Zusätzliche Kosten
1 Wer den öffentlichen Raum zu gesteigertem Gemeingebrauch in Anspruch nimmt, trägt die 
dadurch entstehenden zusätzlichen Kosten, insbesondere die Kosten für Erschliessungs- und 
Verkehrsmassnahmen sowie für Instandstellungs- und Reinigungsarbeiten.
2 Wenn es besondere Verhältnisse rechtfertigen und die öffentlichen Interessen gewahrt werden, 
kann die Kostentragung in der Nutzungsbewilligung oder durch besondere Verfügung anders 
geregelt werden.

Erläuterung:

Neben den Gebühren, welche mit der Bewilligung verfügt werden, gibt es die Rubrik Kosten, worunter alle 
anderen Aufwände fallen wie bspw. Standmieten, Stromkosten, Verkehrsregelung etc. Sie werden der 
Gesuchstellerin oder dem Gesuchsteller mit der Bewilligung oder ggf. im Nachgang der Nutzung in Rechnung 
gestellt.

In der Nutzungsbewilligung kann von einer Verrechnung der Kosten abgewichen werden, wenn bspw. die 
Stadt eine Veranstaltung fördern möchte und daher auf eine Vergütung von Kosten verzichtet und ihre 
Aufwände mit Steuergeldern deckt. 

15 Ermässigungen und Erlasse
1 Aus wichtigen Gründen kann eine Gebühr ganz oder teilweise erlassen werden.
2 Der Stadtrat regelt das Nähere in der Gebührenverordnung.

Erläuterung:

Der Erlass der Gebühr kann nur aufgrund von wichtigen Gründen erfolgen. Diese Gründe werden in der 
Gebührenverordnung ausgeführt. In der Regel ist es so, dass, je grösser das öffentliche Interesse an einer 
Nutzung ist, desto eher kann eine Gebühr erlassen werden. So ist bspw. das öffentliche Interesse daran, dass 
Schülerinnen und Schüler einen Kuchenstand gebührenbefreit betreiben können ungleich grösser als daran, 
dass ein Veranstalter für kommerzielle Verkaufsstände weniger Gebühren bezahlen muss. 

16 Kaution

Zur Deckung der Kosten für die Reinigung und Instandstellung des öffentlichen Grunds und dessen 
Einrichtungen sowie für die Abfallentsorgung kann von der Gesuchstellerin oder dem Gesuchsteller 
eine angemessene Kaution verlangt werden.

Bemerkungen aus der Vernehmlassung:

Der Gewerbeverein möchte den Artikel weglassen oder nur im Ausnahmefall anwenden.

Erläuterung:

Leider kommt es vor, dass Gesuchsteller unzuverlässig sind, daher muss die Bewilligungsgeberin ein 
Instrument haben, sein Risiko zu minimieren, um auch sicherzustellen, dass alle Gesuchsteller 
gleichbehandelt werden. Es versteht sich von selbst, dass bei der Anwendung dieses Artikels Augenmass 
angebracht ist, sodass Gesuchsteller einerseits weder abgeschreckt noch unberechtigt verdächtigt werden 
und andererseits der Stadt und den Steuerzahlenden auch kein Schaden entsteht.
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17 Zuständigkeit
1 Der Stadtrat ist für die Erteilung der Nutzungsbewilligung, Veranstalterbewilligung und Meldung 
zuständig. Er kann diese Kompetenz an die Stadtverwaltung delegieren. Das Weitere ist in der 
Verordnung geregelt.
2 Die Kompetenz für die Erteilung von Bewilligungen für bspw. Werkleitungen, Schlitzwände, 
Erdanker oder Bauinstallationen im Zusammenhang mit einem Baugesuch liegt beim Baureferat.

Bemerkungen aus der Vernehmlassung:

Die Zuständigkeit der Verwaltung wird allseits begrüsst.

Erläuterung:

Dieser Artikel sieht wie heute eine Zuständigkeit beim Stadtrat vor. Neu wird er diese Kompetenz per 
Verordnung der Stadtverwaltung übertragen, weil die Leitung eines Bewilligungsverfahrens üblicherweise 
keine exekutive Aufgabe darstellt und bei der Verwaltung richtig angesetzt ist. Das bedeutet aber nicht, dass 
in gewissen Fällen nicht auch der Stadtrat einen Entscheid fällen kann. In jedem Fall ist er über die 
Entscheide seiner Behörde informiert. 

Der zweite Absatz besagt, dass, sobald eine Nutzung raumwirksam wird und daher eine Publikation nötig wird, 
automatisch das Baubewilligungsverfahren zur Anwendung kommt, da es kaum Sinn macht, wenn zwei 
Stellen ein Baubewilligungsverfahren inkl. Publikation und Rechtsmittelverfahren durchführen müssen. Dies 
wird heute bereits in vielen Fällen so praktiziert, ist jedoch noch nicht verbindlich festgehalten. 

18 Koordination
1 Ist ein Nutzungsgesuch von mehreren Behörden zu prüfen, sind die Entscheide durch die 
Bewilligungsbehörde aufeinander abzustimmen.
2 Ist eine Baute oder Anlage im Sinne der eidgenössischen oder kantonalen Gesetze 
bewilligungspflichtig, so wird wenn möglich eine gemeinsame Bau- und Nutzungsbewilligung erteilt.

Erläuterung:

Die verfahrensleitende Behörde hat eine Koordinationspflicht, dies gilt für das Baubewilligungsverfahren 
ebenso wie für das Nutzungsbewilligungsverfahren. Das bedeutet, dass die Behörde intern alle Abklärungen 
tätigt und die Gesuchstellerin oder der Gesuchsteller schlussendlich einen konsolidierten Entscheid erhält. 
Gewisse Detailabsprachen werden erfahrungsgemäss gleichwohl zwischen Gesuchstellerin oder Gesuchsteller 
und gewissen Verwaltungsstellen erfolgen.

19 Grundsatz der Gleichbehandlung
1 Ist absehbar, dass bei einer spezifischen Nutzung mehr Gesuche eingehen als Bewilligungen 
erteilt werden können, müssen sich alle geeigneten Interessentinnen und Interessenten frei und 
gleichberechtigt um die Erteilung der Nutzungsbewilligung bewerben können.
2 Die Erteilung der Bewilligung muss nach sachbezogenen Auswahlkriterien erfolgen und hat den 
Grundrechten Rechnung zu tragen.

Erläuterung:

Diesen Artikel gibt es in ähnlicher Form bereits in der Polizeiverordnung. Er wird hier präzisiert und soll in der 
Polizeiverordnung aufgehoben werden. Geregelt wird der Fall, wenn bspw. eine Fläche für einen 
Verkaufsstand zur Verfügung steht, aber bekannt ist, dass es mehrere Interessenten dafür gibt. In diesem Fall 
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wird die Nutzung ausgeschrieben. Dieses Instrument kann auch dazu dienen, für gewisse Flächen aktiv eine 
Bespielung zu suchen.

20 Beschwerde
1 Gegen eine bewilligte Nutzung kann beim Stadtrat Beschwerde eingereicht werden, sofern der 
Beschwerdeführer von der Nutzung persönlich berührt ist und ein schutzwürdiges Interesse an ihrer 
Änderung oder Ablehnung hat. Sie muss eine Begründung enthalten.
2 Im Rahmen von Beschwerden können keine privatrechtlichen Ansprüche geltend gemacht 
werden.

Erläuterung:

Es wird festgehalten, dass Beschwerden begründet sein müssen und bspw. Entschädigungen nicht geltend 
gemacht werden können. Zum Beispiel: Eine Veranstaltung ist so laut, dass ein Anwohner aus der 
Nachbarschaft sich ein Hotelzimmer mietet, daraufhin gegen die Veranstaltung beim Stadtrat Beschwerde 
führt und den Hotelaufenthalt entschädigt haben möchte. Auf die Beschwerde wäre einzutreten, weil der 
Anwohner direkt betroffen wäre, nicht jedoch auf seine finanzielle Forderung. 

21 Einwendung und Rekurs
1 Gegen Verfügungen eines dem Stadtrat untergeordneten Organs kann der Betroffene innert 20 
Tagen beim Stadtrat eine Einwendung machen. Sie muss eine Begründung enthalten. 
2 Gegen Beschlüsse des Stadtrats bleibt die Rekursmöglichkeit gemäss kantonalem Recht 
vorbehalten.
3 Neue Themen sind ausgeschlossen, wenn sie bereits in der Einwendung hätten vorgebracht 
werden können.

Erläuterung:

Eine Gesuchstellerin oder ein Gesuchsteller kann beim Stadtrat eine Einwendung machen, wenn sie bzw. er 
mit dem Entscheid der Behörde nicht einverstanden ist. Der Stadtrat wird seinerseits einen Entscheid 
verfügen, gegen den beim Kanton ein Rekurs eingereicht werden kann. Dieser darf keine Themen enthalten, 
die nicht schon in der ursprünglichen Einwendung vorgebracht wurden.

22 Vorschriftswidrige Nutzung
1 Wird der öffentliche Raum zu gesteigertem Gemeingebrauch ohne Bewilligung genutzt, so ordnet 
die zuständige Behörde die nötigen Massnahmen zur Beendigung der Nutzung oder zur Einhaltung 
der Vorschriften an.
2 Die zuständige Behörde kann den rechtswidrigen Zustand auf Kosten der Pflichtigen beseitigen 
oder beseitigen lassen, wenn es zur Abwendung von Schäden, Störungen oder Gefahren nötig ist, 
Anordnungen nicht möglich oder nicht Erfolg versprechend sind oder ihre Anordnungen nicht 
befolgt werden.
3 Beseitigte Gegenstände, die von den Berechtigten nicht umgehend fortgeschafft werden, können 
auf Kosten der Pflichtigen verwertet oder vernichtet werden.

Erläuterung:

Üblicherweise wird die Behörde einen rechtswidrigen Zustand anmahnen und eine Erfüllungsfrist 
anberaumen. Es kann aber sein, dass die Fristen, welche die Behörde ansetzt, die Wirksamkeit der 
Massnahmen obsolet machen, bspw, weil eine Veranstaltung zu diesem Zeitpunkt schon stattgefunden hat. In 
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diesem Fall kann die Behörde den rechtswidrigen Zustand auf Kosten der Gesuchstellerin oder des 
Gesuchstellers beseitigen. 

23 Strafrechtliche Bestimmung
1 Vorschriftswidrige Nutzungen werden durch den Stadtrat geahndet. Zur Vollstreckung von 
Verfügungen können folgende Massnahmen ergriffen werden:

a) Ersatzvornahme durch die Stadtpolizei selbst oder durch beauftragte Dritte auf Kosten der 
säumigen oder verhinderten Pflichtigen. Die Kosten sind durch eine besondere Verfügung 
festzusetzen.

b) Erteilung einer Busse gemäss Art. 28 EG StGB bis zu CHF 1'000.00.
c) Einleitung eines Strafverfahrens wegen Widerhandlung gegen Bestimmungen dieses 

Reglements.
d) Einleitung eines Strafverfahrens wegen Ungehorsams nach Art. 292 StGB, soweit keine 

andere Strafbestimmung anwendbar ist.
2 Bevor die Stadtpolizei zu Zwangsmitteln greift, droht sie es den Pflichtigen an und räumt ihnen 
eine angemessene Erfüllungsfrist ein.
3 Bei den Ersatzmassnahmen kann auf die Androhung und die Einräumung einer Erfüllungsfrist 
verzichtet werden, wenn Gefahr im Verzug ist oder wenn aufgrund der Kürze der bewilligten 
Nutzungsdauer die Androhung und Einräumung einer Erfüllungsfrist ins Leere laufen würde.

Erläuterung:

Die strafrechtlichen Bestimmungen richten sich nach der Polizeiverordnung. Geregelt wird hier zusätzlich die 
Möglichkeit einer Erfüllungsfrist. Dies ermöglicht dem Nutzungsberechtigten Lösungen zu finden und eine 
unkorrekte Nutzung zu berichtigen.

24 Schadenersatz
1 Wer den öffentlichen Raum zu gesteigertem Gemeingebrauch nutzt, haftet der Stadt für den 
dadurch entstehenden Schaden nach den Grundsätzen des Bundeszivilrechts.
2 Die Inhaberin oder der Inhaber einer Nutzungsbewilligung haftet für sämtliche Schäden, die 
infolge der Ausübung der Bewilligung und der damit zusammenhängenden Vorkehrungen 
entstehen. Mit der Prüfung und Bewilligung sowie mit der allfälligen Abnahme und Freigabe 
übernimmt die Behörde keine Verantwortung für den durch die Nutzung entstehenden Schaden.
3 Als Schaden gelten insbesondere auch: mittelbare Schäden, insbesondere in Form von 
Folgekosten und Einnahmeausfällen, die der Stadt entstehen; Wertverminderungen von Bauten, 
Anlagen, Gegenständen, Bäumen und Bepflanzungen, die durch die Nutzung des öffentlichen 
Raums entstehen wie beispielsweise durch Aufgrabungen, Bodenverdichtung und übermässige 
Abnutzung.
4 Wird das Gemeinwesen als Eigentümerschaft belangt, ist es zum Rückgriff berechtigt.

Bemerkungen aus der Vernehmlassung:

Der Gewerbeverein fordert, den Artikel zu streichen, da eine Bewilligung nur erteilt wird, wenn eine 
Haftpflichtversicherung vorliegt.
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Erläuterung:

Die Gesuchstellerin oder der Gesuchsteller trägt vollumfänglich die Haftung für Schäden, die aus der Nutzung 
des öffentlichen Raums entstehen. Wenn er sich selbst gegen diesen Fall mittels einer Haftpflichtversicherung 
absichert, so ist dies sicher wünschenswert bzw. kann sogar eingefordert werden.

Es wird zudem ausgeschlossen, dass die Behörde mit der Erteilung einer Nutzungsbewilligung haftbar wird, 
wenn durch die Nutzung ein Schaden entsteht.

25 Übergangsbestimmungen

Bis anhin rechtmässig erteilte Nutzungsbewilligungen behalten ihre Gültigkeit längstens bis zu 
deren Ablauf bzw. Widerruf oder bis es zu einer Nutzungsänderung durch den Berechtigten oder 
durch die öffentliche Hand kommt oder bis der Inhaber der Nutzungsbewilligung ändert. Die 
Änderung, das Erlöschen und der Widerruf dieser Bewilligungen sowie hängige Gesuche richten 
sich nach neuem Recht.

Erläuterung:

Die Verordnung über Boulevard-Restaurants soll mit diesem Reglement aufgehoben werden. Die 
Übergangsbestimmungen halten fest, dass gültige Nutzungsbewilligungen weiterhin Bestand haben wie bspw. 
die Podeste an der Schiffländi.

26 Änderung und Aufhebung bisherigen Rechts
1 Mit dem Inkrafttreten dieses Reglements wird aufgehoben:

- die Marktordnung für den Wochenmarkt (StR 932.100)
- Verordnung über Boulevard-Restaurants auf öffentlichem und privatem Grund (StR 354.130)
- Verordnung über Boulevard-Restaurants auf öffentlichem und privatem Grund; Anhang 

Gebührenverordnung (StR 354.131)
2 Die Polizeiverordnung (StR 354.111) wird mit dem Inkrafttreten dieses Reglements wie folgt 
geändert:
Art. 33 Strassenmusikanten 

- aufgehoben
Art. 34 Grundsatz, Nutzungseinschränkungen

- aufgehoben

Art. 36 Zurückschneiden von Bäumen, Sträuchern und Hecken (Änderung)
Bäume, Sträucher und Grünhecken auf Privatparzellen sind bis auf die Grenze des öffentlichen 
Grundes zurückzuschneiden. In jedem Fall soll die lichte Höhe über öffentlichen Strassen 4.5 m 
und über Fusswegen und Trottoirs 2.5 m betragen. Vorbehalten bleiben die Abstandsvorschriften 
des Strassengesetzes (Art. 25 Abs. 3).

Erläuterung:

Der Einwohnerrat muss auch alle Änderungen an von ihm beschlossenen Grundlagen beschliessen. Die 
Marktverordnung kann aufgehoben werden, weil die Verordnung über die Nutzung des öffentlichen Raums 
das Marktwesen einfacher regelt. Die Verordnung über Boulevard-Restaurants wird ebenfalls obsolet. 

Die Polizeiverordnung bleibt in weiten Teilen bestehen, weil sie primär den schlichten Gemeingebrauch des 
öffentlichen Raums regelt. Dort, wo es zu Überschneidungen kommt, sollen die entsprechenden Artikel 
aufgehoben werden.
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27 Inkrafttreten

Der Stadtrat bestimmt nach der Genehmigung durch den Einwohnerrat den Zeitpunkt des 
Inkrafttretens dieses Reglements.

Erläuterung:

Das Reglement wird durch den Stadtrat nach Ablauf der Referendumsfrist mittels Stadtratsbeschluss in Kraft 
gesetzt. Die Inkraftsetzung ist auf den 1. April 2023 geplant.

6. Verordnungen zum «Reglement Nutzung öffentlicher Raum»

6.1 Verordnung Nutzung öffentlicher Raum

Die Verordnung ist in erster Linie behördenverbindlich und zeigt, welche Nutzungen des öffentlichen Raums 
wie erfolgen können. In weiten Teilen folgt die Verordnung der heutigen Praxis, neuere Nutzungsarten werden 
definiert und in einem offenen Rahmen geregelt, da der Einzelfall im Bewilligungsverfahren genauer bestimmt 
wird. 

Im Rahmen der Vernehmlassung zum Reglement wurden auch verschiedene Themen, die auf 
Verordnungsstufe geregelt werden, abgefragt. Die Hinweise und Bemerkungen werden im Folgenden 
aufgeführt und ebenfalls die Antworten dazu.

Die Verordnung wird dem Einwohnerrat mit der Vorlage zum «Reglement Nutzung öffentlicher Raum» zur 
Kenntnis gebracht.

Thema: Zuständigkeit

Bemerkungen aus der Vernehmlassung:

Die FDP kann sich eine Zuständigkeit der Stadtpolizei gut vorstellen, sofern diese die nötigen Ressourcen und 
Kompetenzen hat. Die SVP findet die Zuordnung bei der Stadtpolizei gut, sie darf aber keine Erhöhung der 
Stellenprozente zur Folge haben. Auch der Gewerbeverein erachtet diese Zuordnung für eine gute Idee. Die SP 
wünscht sich eine Zuständigkeit bei der Stadtkanzlei, weil die Stadtpolizei nicht primär Verwaltungsaufgaben 
hat und die Büropräsenz nicht gewährleistet ist. 

Umsetzung in der Verordnung:

Die Zuständigkeit wird bei der Stadtpolizei angesetzt. Dies auch, weil Bewilligungen sehr oft bei den 
Polizeiorganen angesiedelt sind. Die internen Verwaltungsprozesse werden sowohl die Erreichbarkeit wie die 
stufengerechte Einbeziehung der politischen Ebene sicherstellen.  

Thema: Meldeverfahren

Bemerkungen aus der Vernehmlassung:

Der Gewerbeverein wünscht eine Antwort auf die Meldung.

Umsetzung in der Verordnung:

Der Vorschlag wird aufgenommen. Die Gesuchstellerin oder der Gesuchsteller erhält eine Rückmeldung per E-
Mail.
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Thema: Aussengastwirtschaften

Bemerkungen aus der Vernehmlassung:

Für die FDP sind Saisonbewilligungen stimmig. Die Frist zur Abräumung der Einrichtungen sollte flexibler sein. 
Pflanzkübel zur Abtrennung sollten möglich sein, sofern sie das Stadtbild nicht wesentlich verändern.

Die SVP ist mit Saisonbewilligungen und Pflanzen einverstanden. Sie möchte zudem, dass Aussenbuffets, 
Podeste und kleine Anbauten, die der Sicherheit der Gäste und des Personals und der Sicherung der 
Wirtschaftlichkeit dienen, zugelassen werden.

Der Gewerbeverein wünscht, zu den Verordnungsartikeln Stellung nehmen zu können. Die Saisonbewilligung 
wird begrüsst, ebenfalls das Aufstellen von Pflanzen. Wie die SVP wünscht der Gewerbeverein, dass 
Aufbauten möglich sind, zudem fordert er, dass diese in der Zwischensaison nicht abgebaut werden müssen.

Umsetzung in der Verordnung:

Der Hinweis wird aufgenommen und keine Frist zur Abräumung festgesetzt. Wenn die Aussengastronomie 
nicht regelmässig betrieben werden kann, sollen Einrichtungen und Mobiliar jedoch weggeräumt werden. Dies 
hat einen positiven Effekt auf das Stadtbild und die Sauberkeit. Ein Ermessenspielraum des 
Nutzungsberechtigten und der Bewilligungsbehörde soll jedoch gewahrt bleiben. 

Ebenfalls aufgenommen wird, dass Aufbauten weiterhin möglich sein werden, wo diese zur Sicherheit von 
Gästen und Personal beitragen. Die Rahmenbedingungen für die Aussengastronomie sollen weiterhin gut 
sein, was dazu nötig ist, wird im Einzelfall zu beurteilen sein. 

Thema: Warenauslagen

Bemerkungen aus der Vernehmlassung:

Für FDP, SVP und Gewerbeverein ist die im Vernehmlassungstext vorgeschlagene Regelung zu streng. 
Warenauslagen sollen den Geschäften frei überlassen bleiben. Witterungsschutz soll möglich sein, wenn er 
sich einheitlich und zurückhaltend ins Stadtbild einfügt. 

Umsetzung in der Verordnung:

Die Anregungen werden aufgenommen. Die Geschäfte können selbst bestimmen, welche Produkte sie 
anbieten möchten. Ein Witterungsschutz ist möglich, wenn er sich zurückhaltend und einheitlich ins Stadtbild 
einfügt.

Thema: Märkte

Bemerkungen aus der Vernehmlassung:

Die FDP begrüsst einen Artikel zu den Märkten, eine Vorgabe bezüglich einheimischer Produkte scheint ihr 
unnötig. Die SVP und der Gewerbeverein wünschen ein vielfältiges Angebot und begrüssen, dass mehrheitlich 
einheimische und lokale Erzeugnisse am Wochenmarkt verkauft werden, andere Märkte und Veranstaltungen 
sollen davon ausgenommen werden.

Umsetzung in der Verordnung:

Märkte sind besondere Veranstaltungen und werden als eine zeitlich definierte Anordnung von mehreren 
Verkaufsständen beschrieben, beispielhaft ist der klassische Wochenmarkt zu nennen. Das ganze 
Marktwesen soll neu in der Verordnung recht knapp geregelt werden, damit eine möglichst grosse Offenheit 
besteht, auf neue Initiativen unkompliziert zu reagieren. 

Der Passus zum einheimischen Angebot wird in der Verordnung offen formuliert, sodass ein grosser 
Ermessenspielraum seitens der Bewilligungsbehörde besteht.
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Thema: Reklameständer

Bemerkungen aus der Vernehmlassung:

Die FDP begrüsst diese Regelung, sie sollen grundsätzlich bis zur heutigen Grösse möglich sein. Die SVP und 
der Gewerbeverein schlagen einheitliche Ständer im Format A1 vor.

Umsetzung in der Verordnung:

Die Hinweise werden aufgenommen und das Format DIN A1 als Maximalgrösse festgelegt.

Thema: Informationsstände

Bemerkungen aus der Vernehmlassung:

Gemäss FDP sollen Informationsstände einfach bewilligt werden können, weiterer Regelungsbedarf wird nicht 
gesehen. Die SVP erachtet die definierte Fläche als zu klein, wünscht stattdessen 20 m2 und möchte diese 
Nutzung dem Meldeverfahren unterstellen.

Umsetzung in der Verordnung:

Die Infostände werden dem Meldeverfahren unterstellt. Aufgrund des Hinweises wird die Fläche auf 10 m2 
erhöht und entspricht somit kleinen Bauinstallationen, welche ebenfalls dem Meldeverfahren unterstellt sind. 
Grössere ähnliche Nutzungen können im Rahmen von Veranstaltungen bewilligt werden.

Thema: Veranstaltungen

Bemerkungen aus der Vernehmlassung:

Die FDP stimmt den Regelungen zu. Die SP möchte sicherstellen, dass weiterhin musikalische Darbietungen 
mit Verstärkeranlagen möglich sind und der bisherige Spielraum nicht eingeschränkt wird. Die SVP möchte, 
dass traditionelle Vereinsanlässe, welche den Vereinen Einnahmen generieren, weiterhin unbürokratisch 
stattfinden können und das kulturelle Leben der einheimischen Bevölkerung ohne Einschränkungen 
ermöglicht wird. Auch der Gewerbeverein fordert eine unbürokratische Behandlung von 
Veranstaltungsgesuchen.

Umsetzung in der Verordnung:

Die Nutzung durch Veranstaltungen soll in der Verordnung kaum geregelt werden, sodass der 
Ermessenspielraum im Bewilligungsverfahren zum Tragen kommt. Eine Abkehr der bisherigen 
Bewilligungskultur ist nicht angedacht.

Thema: Bauten, Bauinstallationen, Pflanzkübel

Bemerkungen aus der Vernehmlassung:

Die FDP begrüsst die Förderung von Pflanzen. Sie erachtet den kurzfristigen Abbau von Bauinstallationen als 
unrealistisch und wünscht eine flexiblere Formulierung. Die SVP möchte die gesamte Regelung betreffend 
Bauinstallationen gestrichen haben. 

Umsetzung in der Verordnung:

Der Hinweis wird aufgenommen. Bauinstallationen können sehr raumwirksam sein und sind gerade in den 
Sommermonaten keine gute Referenz für den Tourismusort Stein am Rhein. Die Einschränkung wird auf die 
Altstadt begrenzt und nur für den Zeitraum vom 1. Mai bis zum 31. August gelten.
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6.2 Gebührenverordnung Nutzung öffentlicher Raum

Die Gebührenverordnung führt die Artikel 12 bis 17 des «Reglements Nutzung öffentlicher Raum» näher aus 
und setzt die Gebührenhöhe fest.

Die Arbeitsgruppe hat sich intensiv mit der Gebührenverordnung und den darin enthaltenen Gebühren 
auseinandergesetzt. Dabei wurden auch Nutzungstarife anderer Gemeinden und Städte herangezogen. Im 
Vergleich zu Gemeinden wie Schaffhausen, Frauenfeld, Winterthur, Uster oder auch Basel sind die 
Nutzungstarife in Stein am Rhein für z.B. Aussengastwirtschaften, Warenauslagen Reklameständern usw. 
mindestens 50 % tiefer als in besagten Gemeinden. Eine Erhöhung der Gebühren wird aktuell aus 
wirtschaftspolitischen Gründen jedoch nicht angestrebt.

Mit der vorliegenden Gebührenverordnung soll primär die Transparenz bei der Gebührenfestsetzung erhöht 
und die Verursachergerechtigkeit gegenüber dem Steuerzahler sichergestellt werden. Dazu wird in Art. 12 
«Gebührenanteil für die Nutzung», Reglement Nutzung öffentlicher Raum, das sogenannte Äquivalenzprinzip 
festgehalten. Das Äquivalenzprinzip stellt die gebührenrechtliche Ausgestaltung des 
Verhältnismässigkeitsgrundsatzes dar. Es bestimmt, dass eine Gebühr nicht in einem offensichtlichen 
Missverhältnis zum Wert einer Leistung stehen darf und sich in vernünftigen Grenzen halten muss. Der Wert 
der Leistung bemisst sich nach dem Nutzen, den sie dem Pflichtigen bringt.

Die Stadt ist dazu verpflichtet, das Kostendeckungs- sowie das Äquivalenzprinzip bei ihren Gebühren 
einzuhalten. Eine Bevorzugung einzelner Interessensgruppen bzw. Nutzern aufgrund von zu tiefen Gebühren 
ist nicht zulässig. Dies ist der Fall, wenn die Gebühren, wie bspw. für Boulevardflächen, signifikant zu tief sind 
gegenüber dem Wert, den die Bewilligung für den Gesuchsteller hat oder wenn der Aufwand der 
Stadtverwaltung mit den zu bezahlenden Gebühren nicht abgegolten werden kann. Eine Erhöhung der 
Gebühren ist aber zum aktuellen Zeitpunkt aus Sicht des Stadtrats nicht opportun, muss aber aus Gründen 
des Äquivalenz- und Kostendeckungsprinzips zum geeigneten Zeitpunkt überprüft werden.

Die Gebührenverordnung wird dem Einwohnerrat mit der Vorlage zur Kenntnis gebracht.

7. Empfehlungen des Stadtrats

Sehr geehrte Frau Präsidentin
Sehr geehrte Damen und Herren

Das vorliegende Reglement zur Regelung des öffentlichen Raums gibt verbindliche Leitlinien vor. Die 
Regelungen sind auf ein angemessenes, im Vollzug praktikables, Mass festgelegt. Kommerzielle Nutzungen 
des öffentlichen Raums werden nicht unnötig eingeengt, aber verbindlich geregelt. Die Interessen des 
Gewerbes, der Gastronomie wie auch der Bevölkerung, werden dabei berücksichtigt.

Wir empfehlen Ihnen, den Stadtrat darin zu unterstützen, die Nutzung des öffentlichen Raums in Stein am 
Rhein einheitlich, vernünftig und transparent zu regeln.

STADTRAT STEIN AM RHEIN

Corinne Ullmann Timo Bär
Stadtpräsidentin Stadtschreiber
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Der Stadtrat, gestützt auf das Reglement Nutzung öffentlicher Raum und die Polizeiverordnung der 
Einwohnergemeinde Stein am Rhein, erlässt folgende Verordnung:

1. Allgemeine Bestimmungen

Art. 1 Geltungsbereich
Diese Verordnung regelt den gesteigerten Gemeingebrauch des öffentlichen Raums der Einwohnergemeinde 
Stein am Rhein.

2. Zuständigkeiten

Art. 2 Zuständigkeit
1 Der Stadtrat

a) überträgt die Zuständigkeit für die Erteilung einer Nutzungsbewilligung in der Regel der Stadtpolizei;
b) trifft den Entscheid bei Einwendungen;
c) verfügt den Entzug von Nutzungsbewilligungen.

2 Die Stadtpolizei
a) berät die Gesuchstellerinnen und Gesuchsteller mündlich; 
b) nimmt die Nutzungsgesuche entgegen und prüft die Unterlagen auf deren Vollständigkeit; 
c) bezieht falls notwendig im Rahmen einer Vorprüfung Fachinstanzen ein und koordiniert deren 

Stellungnahmen; 
d) entscheidet über die Art des Bewilligungsverfahrens (bewilligungsfrei, Nutzungsbegehren oder 

Meldung), eine allfällige Publikation sowie über die Bekanntmachung; 
e) fällt den Entscheid betreffend Nutzungsgesuche;
f) erlässt auf mündlichem und schriftlichem Weg Anordnungen betreffend die Behebung festgestellter 

und gemeldeter Mängel;
g) nimmt Reklamationen in Bezug auf die Nutzung des öffentlichen Raumes entgegen.

Art. 3 Sachverständige
1 Bei Vorhaben, deren Prüfung Sachwissen erfordert, kann die Stadtpolizei auf Kosten der Gesuchstellerin oder 
des Gesuchstellers externe Sachverständige beiziehen.
2 Die Gesuchstellerin oder der Gesuchsteller ist vor der Auftragserteilung zu informieren.

3. Verfahren

Art. 4 Grundsatz
1 Für Gesuche sowie Meldungen sind die von der Stadtpolizei zur Verfügung gestellten Formulare zu verwenden. 
Die zur Prüfung des Vorhabens nötigen Pläne und Beschreibungen sind beizulegen.
2 Die Stadtpolizei kann die Einreichung in digitaler Form verlangen.
3 Zur Prüfung des Gesuchs können zusätzliche Unterlagen und Visualisierungen eingefordert werden. 
Insbesondere können Konzepte zu Sicherheit, Abfall, Verkehr und dergleichen verlangt werden.

Art. 5 Bewilligungsfreie Nutzungen
Folgende Nutzungen sind bewilligungsfrei möglich:

a) öffentliche Abfalleimer;
b) städtische Fahnenmasten und -burgen;
c) Plakate zu offiziellen politischen Wahlen und Abstimmungen.

Art. 6 Nutzungsgesuch
1 Über Gesuche entscheidet die Stadtpolizei in der Regel innerhalb von drei Wochen. Die Fristen bemessen 
sich ab Eingang eines vollständigen, prüfbaren Gesuchs.
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2 Aus der rechtzeitigen Eingabe des Nutzungsgesuchs kann die Gesuchstellerin oder der Gesuchsteller keine 
Ansprüche hinsichtlich der Erteilung einer Nutzungsbewilligung ableiten.
3 Das Gesuch ist von der Gesuchstellerin oder dem Gesuchsteller in der Regel elektronisch einzureichen.
4 Auf unvollständige Gesuche wird nicht eingetreten.
5 Eine Befreiung von der Bewilligungspflicht entbindet nicht von der Pflicht, die Vorschriften des materiellen 
Rechts einzuhalten.

Art. 7 Meldung
1 Als Meldung werden Vorhaben von geringer Bedeutung, denen keine öffentlichen und privaten Interessen 
entgegenstehen, behandelt.
2 Es genügt eine Anzeige an die Stadtpolizei vier Arbeitstage vor Nutzungsbeginn per E-Mail. Geht keine negative 
Rückmeldung der Stadtpolizei innerhalb von zwei Arbeitstagen beim Gesuchsteller ein, kann die Nutzung 
durchgeführt werden.
3 Bei Nutzungen des öffentlichen Raums, die der Meldepflicht unterstehen, prüft die Stadtpolizei, ob die 
Voraussetzungen für ein Meldeverfahren vorliegen und ob bereits eine Belegung vorhanden ist.
4 Dem Meldeverfahren unterstellt sind folgende Nutzungen:

a) kleine Bauinstallationen bis 10 m² und bis maximal zehn Tage Installationszeit ohne Belegung von 
öffentlichen Parkplätzen;

b) private Apéros bis zu einem Besucheraufkommen von 30 Personen;
c) Informationsstände;
d) Verkaufsstände mit einem gemeinnützigen Zweck von ortsansässigen Schulen oder Organisationen;
e) maximal zwei Raucherstehtische vor Restaurants;
f) maximal zwei Bänke oder zwei Tische vor der eigenen Liegenschaft;
g) maximal zwei Pflanzkübel vor der eigenen Liegenschaft;
h) Platzkonzerte organisierter Vereine von max. zwei Stunden am selben Ort.

Art. 8 Einwendungen und Beschwerden
1 Einwendungen und Beschwerden sind auf der Stadtkanzlei einzureichen.
2 Über Einwendungen entscheidet der Stadtrat in der Regel innerhalb von sechs Wochen.
3 Die Bewilligungsbehörde stellt die Beschwerde der Gesuchstellerin oder dem Gesuchsteller zu und setzt eine 
Frist zur Stellungnahme.
4 Bei Beschwerden mit mehreren Unterschriften wird die Beantwortung nur der Erstunterzeichnerin, dem 
Erstunterzeichner eröffnet.

Art. 9 Entscheid
1 Die Stadtpolizei entscheidet über das Begehren in Verfügungsform.
2 Im Entscheid werden die Art und die Dauer der Nutzung, die zu entrichtenden Gebühren und die Auflagen 
sowie allfällige weitere notwendige Bestimmungen festgelegt und die Entscheide, Bedingungen und Auflagen 
von übergeordneten und mitwirkenden eidgenössischen, kantonalen und kommunalen Behörden eröffnet.

4. Umsetzung des Entscheids

Art. 10 Verantwortliche Person
1 Die Bewilligungsinhaberin bzw. der Bewilligungsinhaber ist für die Einhaltung der Vorschriften verantwortlich.
2 Für juristische Personen ist der Stadtpolizei eine natürliche Person als die verantwortliche Person zu nennen.

Art. 11 Grundsatz
1 Die benutzte Fläche ist vor Beschädigungen und Verschmutzungen zu schützen und nach der Nutzung in 
einem ordentlichen Zustand zu verlassen.
2 Folgende Vorschriften betreffend Anzeige, Abgabe und Rücknahme einer Fläche gelten, soweit dies im 
Entscheid vorgesehen ist.



Verordnung Nutzung öffentlicher Raum
354.131

Seite 4/8 

Art. 12 Anzeige
1 Die Gesuchstellerin oder der Gesuchsteller hat der Stadtpolizei den Beginn, das Ende und die im Entscheid 
vorgesehenen Veränderungen der bewilligten Nutzung per E-Mail anzuzeigen.
2 Wird von einer Bewilligung kein Gebrauch gemacht oder zeichnen sich substanzielle Änderungen in der 
Durchführung ab, hat die Gesuchstellerin oder der Gesuchsteller dies unverzüglich per E-Mail zu melden.
3 Beschädigungen des öffentlichen Grunds oder dessen Einrichtungen sind der Stadtpolizei sofort anzuzeigen.

Art. 13 Abgabe einer Fläche
1 Die Bewilligungsbehörde hält vor Antritt der Nutzung mit der Gesuchstellerin oder dem Gesuchsteller den 
Zustand des zu nutzenden öffentlichen Raums fest.
2 Die Stadtpolizei kann die Gesuchstellerin oder den Gesuchsteller vor der Abgabe der Fläche zu technischen 
Prüfungen verpflichten.
3 Findet eine Abgabe auf ausdrücklichen Wunsch der Gesuchstellerin oder des Gesuchstellers statt, so sind 
die Aufwendungen gemäss den dafür vorgesehenen Gebühren zu entschädigen.

Art. 14 Rücknahme einer Fläche
1 Die Bewilligungsbehörde prüft nach erfolgter Nutzung den Zustand des genutzten öffentlichen Raums.
2 Sie verzeichnet festgestellte und gemeldete Mängel in einem Protokoll und setzt der Gesuchstellerin oder 
dem Gesuchsteller Frist zu ihrer Behebung.

5. Aussengastwirtschaft

Art. 15 Grundsatz
1 Aussengastwirtschaftsflächen sind nur vor einem Restaurationsbetrieb zulässig. Mit schriftlicher Einwilligung 
benachbarter Liegenschaftseigentümerinnen und -eigentümer ist auch eine Bewilligung von Flächen vor deren 
Liegenschaft möglich.
2 Für die erstmalige Bewilligung von Aussengastwirtschaftsflächen ist das Baubewilligungsverfahren gemäss 
den Bestimmungen der kantonalen und kommunalen Baugesetzgebung durchzuführen.
3 Nutzungsbewilligungen können nur auf einer baubewilligten Fläche erteilt werden.
4 Aussengastwirtschaften können eine Bewilligung für die Sommersaison (vom 01.03. bis 31.10.) und für die 
Wintersaison (vom 01.11. bis 28.02.) beantragen. In der Wintersaison können auf Gesuch hin auch einzelne 
Monate beantragt werden.
5 Die Aussengastwirtschaftsfläche ist durch die Nutzungsberechtigte oder den Nutzungsberechtigten zu 
reinigen und mit dem betrieblichen Abfall zu entsorgen.
6 Jegliche Art von Beschallung ist untersagt. Dies gilt auch für die indirekte Beschallung aus offenen Fenstern 
oder Türen. Der Stadtrat kann Ausnahmen vorsehen, insbesondere bei Geschäftseröffnungen, Jubiläen und 
bei übergeordneten Veranstaltungen wie bspw. der Übertragung einer Weltmeisterschaft.

Art. 16 Gestaltung und Mobiliar
1 Das Mobiliar hat sich einheitlich in das Gassen- und Platzbild einzufügen. Gestattet ist leichtes, wetterfestes, 
zurückhaltend gestaltetes Mobiliar. Es besteht aus Metall und/oder Holz.
2 Sonnenschirme und Markisen dürfen ausschliesslich auf der bewilligten Fläche erstellt werden und nicht 
darüber hinausragen. Sonnenschirme derselben Aussengastwirtschaft haben eine Einheit zu bilden.
3 Aussenbuffets dürfen ausschliesslich auf der bewilligten Fläche erstellt werden. Sie sind zurückhaltend zu 
gestalten und Teil des Mobiliars. Deren Ausmasse sind abhängig von den örtlichen Begebenheiten.
4 In der Altstadtzone ist die Farbgebung auf das Konzept «Farbkultur Stein am Rhein – Farbkarten für die 
Altstadt» abzustimmen.
5 Pflanzen dürfen keine Trenn- oder Absperrfunktion haben, soweit nicht aus Sicherheitsgründen erforderlich.
6 Verankerungen auf öffentlichem Grund dürfen nur mit Bewilligung angebracht werden. Die Kosten gehen zu 
Lasten des Gesuchstellers oder der Gesuchstellerin.
7 Folgende Gegenstände zur Ausstattung von Aussengastwirtschaften sind unzulässig:
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a) Teppiche und andere Bodenbeläge;
b) Podeste und andere Aufbauten;
c) Zäune und Sichtschutzwände;
d) Fremdwerbung;
e) Heizpilze und Wärmestrahler.

Die Bewilligungsbehörde kann Ausnahmen zulassen, wenn die Ausstattung nachweislich der Sicherheit von 
Personal und Gästen dient, in diesem Fall ist ein Bewilligungsverfahren durchzuführen.

Art. 17 Einschränkungen von Aussengastwirtschaften
1 Die Aussengastwirtschaften können bei Nutzungen von übergeordnetem öffentlichem Interesse 
eingeschränkt oder aufgehoben werden.
2 Wenn die Aussengastwirtschaft nicht regelmässig betrieben wird, müssen alle Einrichtungen abgeräumt 
werden.

6. Warenauslagen

Art. 18 Grundsatz
1 Warenauslagen sind nur für Gewerbebetriebe zulässig, die in der an den öffentlichen Grund anstossenden 
Liegenschaft betrieben werden. Die Warenauslage darf höchstens so breit sein wie die Hausfassade der 
entsprechenden Liegenschaft. 
2 Abweichungen sind nur mit dem schriftlichen Einverständnis der angrenzenden Nachbarn oder der 
angrenzenden Hauseigentümer zulässig und sind im Entscheid festzuhalten.
3 Warenauslagen sind nur während den Geschäftsöffnungszeiten zulässig.

Art. 19 Gestaltung und Mobiliar
1 Die Gestaltung der Warenauslagen soll zurückhaltend und dem Ortsbild angemessen sein. Sie darf nicht 
tiefer als 1.5 m parallel ab der Hausfassade in den öffentlichen Raum aufgestellt werden; in der Altstadtzone 
maximal bis an das geschliffene Kopfsteinpflaster.
2 Ein Witterungsschutz ist möglich, wenn er sich zurückhaltend und einheitlich ins Stadtbild einfügt.

7. Märkte

Art. 20 Grundsatz
1 Märkte sind zeitlich definierte Anordnungen von mehreren Verkaufsständen.
2 Es werden mehrheitlich einheimische Nahrungsmittel oder Erzeugnisse des lokalen Handwerks verkauft.
3 Ort, Tageszeit und Dauer von Märkten wird mit der Nutzungsbewilligung geregelt.
4 Der Stadtrat kann Dritte mit der Organisation eines Marktes beauftragen, das Bewilligungsverfahren bleibt 
vorbehalten.

8. Verkaufsstände

Art. 21 Eigenständige Verkaufsstände (ausserhalb von Märkten)
1 Eigenständige Verkaufsstände im öffentlichen Raum dienen dem ganzjährigen oder saisonalen Verkauf von 
Produkten.
2 Verkaufsstände und dazugehöriges Mobiliar müssen nachts vollständig aus dem öffentlichen Raum entfernt 
werden.
3 Bei Verkaufsständen mit Esswaren zum sofortigen Verzehr muss ein Abfallbehälter aufgestellt werden, der 
regelmässig auf eigene Kosten geleert wird.
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Art. 22 Food Trucks
1 Food Trucks dienen dem Verkauf von Esswaren zum sofortigen Verzehr und werden nur ausserhalb der 
Altstadtzone bewilligt.
2 Das Fahrzeug muss nach der Verkaufstätigkeit weggefahren werden.

Art. 23 Buvetten
1 Buvetten sind Restaurants mit eingeschränktem Angebot ohne Innensitzflächen, gegebenenfalls aber mit 
einer Aussengastwirtschaftsfläche.
2 Sie werden während mehreren Monaten pro Jahr, in der Regel zwischen März und Oktober, durchgehend 
betrieben.
3 Sie werden nur ausserhalb der Altstadtzone bewilligt und haben die Gestaltungsvorgaben für 
Aussengastwirtschaften einzuhalten.

Art. 24 Provisorische Verkaufscontainer
1 Provisorische Verkaufscontainer werden nur auf begründetes Gesuch hin bewilligt, wenn es die 
Platzverhältnisse zulassen und nur für die Zeit während der Umbauarbeit eines Ladengeschäfts. Eine 
Zweckentfremdung ist unzulässig.
2 Kleidersammelcontainer, Foodautomaten und dergleichen können auf begründetes Gesuch hin bewilligt 
werden, sofern es die Platzverhältnisse zulassen.

9. Werbung und Information

Art. 25 Reklameständer, mobile Plakatständer und Werbung an Baugerüsten
1 Reklameständer werden nur auf begründetes Gesuch hin bewilligt, wenn der Zugang und die Sicht auf die 
Schaufenster sowie zum Eingang im Erdgeschoss nicht beeinträchtigt werden und die örtlichen Verhältnisse 
es zulassen.
2 Pro Geschäft kann maximal ein Reklameständer bewilligt werden. Lassen die Platzverhältnisse pro 
Liegenschaft lediglich einen Reklamereiter oder mobilen Plakatständer zu, haben sich die Parteien zu einigen.
3 Reklameständer sind bis zu einer Maximalgrösse von DIN A1 in Form von Zeltständern gestattet. Sie dürfen 
nicht mit Dekorationen versehen werden.
4 Reklameständer sind nur während den Geschäftsöffnungszeiten zulässig. 
5 Mobile Plakatständer, welche auf konkrete Nutzungen im öffentlichen Raum hinweisen, dürfen maximal 
sieben Tage bzw. bei Grossveranstaltungen zehn Tage vor Nutzungsbeginn aufgestellt werden.
6 Das Anbringen von Werbung an Baugerüsten ist vorbehältlich der Einhaltung der Vorschriften des 
materiellen Rechts zulässig. Eigens dafür aufgestellte Baugerüste sind unzulässig.
7 Menütafeln müssen sich auf der Aussengastwirtschaftsfläche befinden und haben eine Grösse bis max. DIN 
A1.

Art. 26 Informationsstände
1 Mit Informationsständen bis zu einem Ausmass von 10 m² inklusive Wetterschutz kann über politische, 
gemeinnützige, präventive oder religiöse Inhalte orientiert werden.
2 Der Stand ist so aufzustellen, dass Verkehrsteilnehmende nicht behindert werden. Für Fussgängerinnen und 
Fussgänger ist eine Durchgangsbreite von mindestens zwei Meter vorzusehen.
3 Verkaufstätigkeit jeglicher Art und gewinnorientierte Produktewerbung sind nicht gestattet. Ausgenommen 
davon sind Verkaufsstände von ortsansässigen Schulen oder Organisationen mit einem gemeinnützigen Zweck. 
Das Sammeln von Spenden und die Entgegennahme von Mitgliedschaftsanträgen für Organisationen sind 
erlaubt.
4 Die Benutzung von Lautsprecher- oder Verstärkeranlagen ist untersagt.
5 Bei Reklamationen aufgrund der am Stand tätigen Personen oder rechtswidrigen Verhaltens kann 
gegenüber der betreffenden Institution eine Räumung der Aufbauten und/oder ein reduziertes Kontingent 
verfügt werden.
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10. Veranstaltungen

Art. 27 Grundsatz
1 Unter Veranstaltung im Sinne dieser Verordnung wird ein geplanter und zeitlich sowie örtlich begrenzter 
Anlass im öffentlichen Raum verstanden; politische oder religiöse Anlässe im engeren Sinne gelten nicht als 
Veranstaltung.
2 Werbeveranstaltungen können nur auf begründetes Gesuch hin bewilligt werden, wenn sie aufgrund eines 
kulturellen, präventiven oder sportlichen Charakters im öffentlichen Interesse liegen.
3 Davon ausgenommen sind Geschäftseröffnungen und Jubiläen vor den entsprechenden Liegenschaften.

Art. 28 Volksfeste
Volksfeste sind von der Stadt organisierte Veranstaltungen, welche über einen grösseren, oftmals nicht genau 
abgegrenzten Perimeter verfügen und für jede Person ohne Eintritt zugänglich sind.

Art. 29 Anwohnerstrassenfeste
1 Anwohnerstrassenfeste sind Veranstaltungen ohne kommerziellen Hintergrund, welche von und für 
Anwohnende organisiert werden. Am selben Ort darf pro Jahr nur ein Anwohnerstrassenfest stattfinden.
2 Anwohnerstrassenfeste haben eine Maximaldauer von einem Tag. Die Strassenfläche muss spätestens ab 
24.00 Uhr wieder befahrbar sein.
3 Professionell betriebene, kommerzielle Verpflegungsstände bedürfen einer separaten Bewilligung.

Art. 30 Kleinkunst und Strassenmusik
1 Musikalische und andere künstlerische Darbietungen sind von Montag bis Samstag und an verkaufsoffenen 
Sonntagen gemäss Plan der Stadtpolizei gestattet. Von 12.00 Uhr bis 13.00 Uhr ist eine Ruhezeit einzuhalten.
2 Voraussetzung zum Erhalt einer Bewilligung ist eine Aufenthaltsbewilligung gemäss den fremden-
polizeilichen Bestimmungen.
3 Pro Person/Gruppe wird wöchentlich eine Bewilligung erteilt. Maximal werden zwölf Bewilligungen pro Jahr 
erteilt. Reservationen sind nicht möglich.
4 Nach Ablauf von 20 Minuten ist der Standort gemäss Plan zu verlegen. Der gleiche Standort darf nur einmal 
pro Bewilligung benutzt werden.
5 Die Personen einer Gruppe müssen während der Auftritte zusammenbleiben.
6 Musik mit lautstarken Instrumenten wie Dudelsack, Schlaginstrumente etc. ist untersagt, ausser es handelt 
sich um Platzkonzerte organisierter Vereine.

11. Bauten, Anlagen, Pflanzkübel

Art. 31 Baustellen
1 Bei der Nutzung von öffentlichem Raum für Baustellen ist auf die Zugänglichkeit für Anwohnerschaft, 
Blaulichtorganisationen und Gewerbe Rücksicht zu nehmen.
2 Die benützte Fläche ist zu sichern und gemäss Angaben der Polizei zu signalisieren.
3 Gegen Staubentwicklungen sind geeignete Massnahmen zu treffen. Die benützte Fläche und die 
unmittelbare Umgebung sind, wenn nötig, mehrmals täglich zu reinigen.

Art. 32 Bauinstallationen
1 Als Bauinstallationen gelten mobile einer privaten oder öffentlichen Baustelle dienende Einrichtungen. Sie 
können insbesondere Schuttmulden, Bautoiletten, Gerüste und Container beinhalten.
2 Private Bauinstallationen und Bauplatzinstallationen haben auf Privatgrund zu erfolgen. Ist dies nicht möglich 
beziehungsweise mit unverhältnismässig hohem Aufwand verbunden, kann der öffentliche Raum in Anspruch 
genommen werden.
3 Es ist untersagt, die für die Bauinstallation bewilligte Fläche zum Parkieren von Autos zu verwenden. Diese 
sind auf den öffentlichen Parkfeldern zu parkieren.
4 Verschmutzungen sind umgehend zu entfernen und nicht benötigte Flächen sind sofort zu räumen.
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Art. 33 Bauten
1 Die Zuständigkeit zur Erteilung einer Nutzungsbewilligung für Bauten im Boden wie Bohrungen, Schächte, 
Erdanker und dergleichen liegt bei der Stadtpolizei. Sie wird im Rahmen des Baubewilligungsverfahrens durch 
die Bauverwaltung verfügt.
2 Bauten werden mittels Dienstbarkeit grundbuchlich gesichert.
3 Sämtliche Kosten der Veränderungen am öffentlichen Raum, die infolge der Errichtung, des Unterhalts und 
der Entfernung von Bauten notwendig werden, trägt die Nutzungsberechtigte oder der Nutzungsberechtigte.
4 Die oder der Nutzungsberechtigte hat vorübergehende Unterbrechungen im Betrieb ihrer oder seiner 
Einrichtungen, die durch die Benützung des öffentlichen Raums oder durch die von den zuständigen Behörden 
bewilligten Arbeiten im öffentlichen Raum veranlasst werden, zu dulden.
5 Ein Anspruch auf Reduktion oder Erlass der Nutzungsgebühren besteht nur so weit, als dies die Nut-
zungsbewilligung oder die Dienstbarkeit vorsieht.

Art. 34 Pflanzkübel und Rabatten
1 Die Pflanzkübel sollen sich ins Stadtbild einfügen.
2 Die Pflanzen müssen gepflegt, geschnitten und sauber gehalten werden. Sie dürfen ab Boden gemessen 
nicht höher als 1.2 m sein. Der öffentliche Durchgang darf nicht behindert werden. 
3 Falls Pflanzen aufgrund der Grösse oder Ausladung eine Behinderung im öffentlichen Raum darstellen, kann 
die Stadtpolizei nach einmaliger Abmahnung und nach einer Frist von zwei Wochen eine Ersatzvornahme 
vornehmen.
4 Rabatten für Fassadenpflanzen im öffentlichen Raum können auf Gesuch hin bewilligt werden, sofern sie 
von der Gesuchstellerin oder dem Gesuchsteller unterhalten werden.

12. Vollzug

Art. 35 Abwehrmassnahmen
1 Die Stadtpolizei verfügt die Einstellung der Veränderung oder Nutzung des öffentlichen Raums, wenn für das 
Vorhaben nötige Bewilligungen fehlen, wenn vom bewilligten Projekt abgewichen wird oder Vorschriften 
missachtet werden; bei drohender Gefahr.
2 Die gestützt auf diese Bestimmungen erlassenen Verfügungen werden sofort wirksam.

13. Schlussbestimmungen

Art. 36 Änderung bisherigen Rechts
Die Verordnung über Reklameanlagen auf öffentlichem und privatem Grund (StR 700.110) wird mit dem 
Inkrafttreten dieser Verordnung wie folgt geändert:
Neuer Titel Kapitel C: öffentliche Plakatierung
Art. 7 Grundsätze
- aufgehoben 

Art. 8 Reklameständer
- aufgehoben

Art. 9 Warenauslagen
- aufgehoben 

Art. 37 Inkrafttreten
Diese Verordnung tritt am XX. XXXX 2023 in Kraft.1

1 Fassung gemäss Stadtratssitzung vom XX. XXXX 2023 (SRB XX/2023), in Kraft getreten am XX. XXXX 2023
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       EINWOHNERRAT STEIN AM RHEIN 
 

Einwohnerrätliche Kommission 

Soziales, Betreuung, Bildung, Kultur, Wirtschaft: SBBKW 

 

Vorsitz: Christoph Stamm 
Mitglieder: Lorena Montenegro, Conné Dean, Ruth Metzger, Roman Suter 
 

 

Bericht und Antrag zum “Reglement / Verordnung zur Nutzung des 

öffentlichen Raumes“.  

a) Grundsätzliche Überlegungen 
 

Die Kommission SBBKW hat die Vorlage zur Neugestaltung des Reglements zur Nutzung 

des öffentlichen Raums und der davon abgeleiteten Verordnung mit der Stadträtin Irene 

Gruhler und dem Stadtschreiber Timo Bär sehr ausführlich und intensiv in zwei Sitzungen 

diskutiert. In der zweiten Sitzung wurden Nicole Lang und Beat Leu, welche als 

Einwohnerräte Mitglied der Kommission zur Erarbeitung des Boulevardreglements waren, 

hinzugezogen. Dies ermöglichte der Kommission, die Entstehungsgeschichte des Regle-

ments bei dessen Bewertung zu berücksichtigen. 

Die Kommission anerkennt die Absicht des Stadtrates, durch die Vorlage mehr Trans-

parenz und Gleichbehandlung zu schaffen für die Nutzung des immer intensiver bean-

spruchten öffentlichen Raumes. Als richtig wird der Ansatz: „ordnen – nicht einschränken“ 

betrachtet. Begrüsst wird, dass der Stadtrat nebst dem Reglement, über welches der Ein-

wohnerrat als Gegenstand der Vorlage zu befinden hat, die daraus abgeleitete Ver-

ordnung zur Orientierung gleichzeitig vorlegt. Dies führte für die Kommission jedoch zum 

Dilemma, dass insbesondere in der Verordnung gewisse Punkte als kritisch betrachtet 

werden, auf welche jedoch auf Grund der Gewaltentrennung (Legislative / Exekutive) der 

Einwohnerrat und dessen Kommissionen keinen Einfluss nehmen können.  Es wird umso 

mehr geschätzt, dass der Stadtrat gewillt war, auf Kritik der Kommission einzutreten und 

auch die Verordnung in ein paar wichtigen Details anzupassen. Die Kommission bedankt 

sich auch für die klärenden Kommentare, welche der Stadtschreiber Timo Bär auf Grund 
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der Diskussionen in der Kommission zustellte, sowie für die konstruktive Grundhaltung 

aller Beteiligten, auf die Anliegen und Fragen der Kommission einzugehen.    

 

Konkrete kritisierte Punkte im Reglement mit Vorschlägen zu Anpassungen 

• Art 5, Absatz 3: Die Kommission schlägt den aus den Diskussionen erarbeiteten 

alternativen Wortlaut vor, um den Zweck der Verordnung präziser zu umschreiben: 

3 Durch Verordnung können bestimmte Arten der Nutzung von der 

Bewilligungspflicht ausgenommen oder die Bewilligungspflicht durch eine blosse 

Meldepflicht ersetzt werden. Zudem können ergänzende Vorschriften zu 

bestimmten Nutzungsarten wie Märkten, Aussengastwirtschaften oder 

Verkaufsständen erlassen werden. 

 

• Art.9, Absatz 3: Die Mehrheit der Kommission findet diesen Artikel schwierig zu 

interpretieren. Der Stadtschreiber versicherte der Kommission, dass  die Nutzung von 

Flächen und Anlagen im Kontext von Artikel 1 zu verstehen ist, nämlich dass die 

Veranstalterin oder der Veranstalter die Nutzung an Dritte übertragen kann und die Art 

der Übertragung in der Veranstalterbewilligung festgelegt werden kann. Die 

Kommission möchte ausschliessen, dass ein Veranstalter dazu gezwungen werden 

kann, seine Anlagen Dritten überlassen zu müssen. Einen solchen Zwang erachtet die 

Kommission nur für die genutzten Flächen als sinnvoll.    

Die Kommission stellt deshalb den Antrag Art.9, Absatz 3 so zu formulieren:  

3 Die Veranstalterbewilligung kann festlegen, unter welchen Voraussetzungen und 

zu welchen Bedingungen die beanspruchten Flächen Dritten zur Verfügung gestellt 

werden 

 

• Art.24, Absatz 3: Die Kommission hat Bedenken geäussert, dass der Absatz zu wenig 

klar hervorhebt, dass hier ausschliesslich Einnahmeausfälle der Stadt gemeint sind. 

Die Kommission befürwortet die aus den Diskussionen hervorgegangene abgeänderte 

Formulierung:  

 

3 Als Schäden, die der Stadt entstehen, gelten auch mittelbare Schäden, insbesondere 

Folgekosten wie Einnahmeausfälle oder Wertverminderungen von Bauten, Anlagen, 

Gegenständen, Pflanzen und dergleichen, welche durch die Nutzung des öffentlichen 
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Raums entstehen, beispielsweise durch Aufgrabung, Bodenverdichtung oder 

übermässige Abnutzung. 

Der Vorbehalt der Kommission, dass mit Ausfällen keine Ausfälle der Parkierungsge-

bühren gemeint sind, bestätigt der Stadtschreiber. Der Kommission ist dieser Aus-

schluss nach wie vor nicht aus dem Text ableitbar. 

• Art. 25. Die Kommission hatte vorerst Mühe, dass ein Widerruf vorgesehen ist. Sie 

liess sich in der Diskussion überzeugen, dass durch die damit zwingend einher-

gehende Begründung und der Möglichkeit der Einsprache gegen den Entscheid, die 

Planungs- und Rechtsicherheit gegeben ist. Ebenso ist nachvollziehbar, dass der 

Stadtrat gegebenenfalls auf die Anwendung eines Widerrufes angewiesen ist.  

 

b) Konkrete kritisierte Punkte in der Verordnung 

Wie eingangs erwähnt, liegt es nicht in der Kompetenz des Einwohnerrates Anpass-

ungen in der Verordnung einzufordern. Der Rat kann diese nur zur Kenntnis nehmen. 

Da die Verordnung nicht Gegenstand der Vorlage ist, wird hier auf die Rapportierung der 

einzelnen Kritikpunkte verzichtet. Insbesondere auch deswegen, weil der Stadtrat auf 

die meisten Kritikpunkte der Kommission eingetreten ist und entsprechende Anpass-

ungen vorgenommen hat.  Die Verordnung in der nun vorgelegten Fassung stellt für die 

Kommission keinen Grund dar, das Reglement als Ganzes abzulehnen oder einzelne 

Punkte aus der Verordnung im Reglement unterzubringen.  

 

c) Schlussbemerkungen 
 

Wie alle Ratsmitglieder realisiert haben, wurde der Termin zur Behandlung der Vorlage 

verschoben, um der Kommission und dem Stadtrat die Zeit zu geben, kritische Punkte zu 

bereinigen. Die Kommission hat dieses Vorgehen ausdrücklich begrüsst, regt aber an, 

grundsätzlich etwas frühzeitiger in die jeweiligen Diskussionen mit dem Stadtrat involviert 

zu werden, um konstruktiv an der Sache mitzuarbeiten und damit eine echte Chance zu 

bekommen, Anregungen und Kritikpunkte in einem frühen Stadium des Prozesses 

anzubringen.  

Der Kommission ist es ein Anliegen, dass das Reglement und die Verordnung seine 

Wirkung hat und dass sich die gelebte Praxis daran ausrichtet im Sinne, dass sich 

dadurch das Zusammenleben vereinfacht, nicht aber dass die neue Gesetzesgrundlage 

zu einer unverhältnismässigen Ausweitung von Kontrolltätigkeiten führt.   
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d) Empfehlung     

Die Kommission empfiehlt mehrheitlich das vorgelegte Reglement mit den vor-

geschlagenen Anpassungen anzunehmen und dankt allen für die umfangreiche und sehr 

langwierige Arbeit, welche in den Entwurf dieses Reglements eingeflossen ist.   
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Der Stadtrat, gestützt auf das Reglement Nutzung öffentlicher Raum der Einwohnergemeinde Stein am Rhein, 
erlässt folgende Gebührenverordnung:

1. Allgemeine Bestimmungen

Art. 1 Geltungsbereich
Diese Verordnung regelt die Gebühren für den gesteigerten Gemeingebrauch des öffentlichen Raums von 
Stein am Rhein und die damit zusammenhängenden Verfahren und Tätigkeiten der Verwaltung.

Art. 2 Gebührenschuldner
1 Zur Zahlung der Gebühren ist verpflichtet, wer als Gesuchstellerin oder Gesuchsteller die Nutzung des 
öffentlichen Raums beantragt oder hätte beantragen müssen.
2 Keine Nutzungsgebühren gemäss dieser Verordnung schuldet, wer gesetzlich von der Zahlung von 
Nutzungsgebühren befreit ist oder gestützt auf spezialgesetzliche Grundlagen Nutzungsgebühren bezahlt. Die 
Erhebung von Bearbeitungsgebühren bleibt auch in diesen Fällen vorbehalten.
3 Wird in der Verfügung nichts anderes festgelegt, haften mehrere Gebührenschuldnerinnen oder 
Gebührenschuldner für die gesamten Gebühren solidarisch.
4 Wer die Hoheit über den öffentlichen Raum innehat, ist von Nutzungs- und Bearbeitungsgebühren gemäss 
dieser Verordnung befreit.

Art. 3 Veranstalterbewilligung
1 Eine Veranstalterin oder ein Veranstalter kann davon absehen, von Dritten Gebühren zu erheben, auch wenn 
sie oder er mit der Veranstalterbewilligung zur Bezahlung von Gebühren verpflichtet wurde.
2 Die Summe der Nutzungsgebühren, die eine Veranstalterin oder ein Veranstalter von Dritten erhebt, darf die 
in der Veranstalterbewilligung festgesetzte Nutzungsgebühr nicht übersteigen.

Art. 4 Gebührenfreie Nutzungen
1 Für Nutzungen, die aufgrund ihrer Geringfügigkeit lediglich einer Meldepflicht unterliegen, und für 
Nutzungen, für die weder eine Bewilligungspflicht noch eine Meldepflicht besteht, werden weder Nutzungs- 
noch Bewilligungsgebühren erhoben.
2 Für Nutzungen mit wohltätigem oder gemeinnützigem Charakter, die keinen oder nur einen sehr 
untergeordneten kommerziellen Aspekt sowie eine geringe Belastungsintensität für die Umgebung aufweisen, 
werden keine Nutzungsgebühren erhoben. Gebührenbefreit sind insbesondere:

a) Anwohnerstrassenfeste und Feste ortsansässiger Vereine;
b) Bauinstallationen in der Altstadtzone;
c) Ausübung politischer Kommunikationsgrundrechte;
d) Informationsstände;
e) Verkaufsstände von ortsansässigen Schulen oder Organisationen mit einem gemeinnützigen Zweck;
f) Menütafeln auf der Strassengastronomiefläche;
g) Bauinstallationstafeln und Firmenanschriften von an einem Bau beteiligten Unternehmen

3 Kommerzielle Nutzungen, insbesondere Verkaufsstände, im Rahmen von gebührenbefreiten Nutzungen sind 
weiterhin gebührenpflichtig.

2. Gebührenanteil für die Nutzung

Art. 5 Grundtarif
Der Grundtarif für die Nutzung des öffentlichen Raums ohne fest mit dem Boden verbundene Bauten und 
Anlagen beträgt CHF 1.00 pro m2 und Tag. Für ausgewählte Nutzungen gelten spezielle Tarife.
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Art. 6 Spezielle Tarife
Der Tarif für die Nutzung des öffentlichen Raums beträgt (in CHF):

a) Aussengastwirtschaften an Plätzen und 3.10 m2/Monat
Strassen am Rheinquai und Schifflände

b) Aussengastwirtschaften an übrigen öffentlichen 2.50 m2/Monat
Plätzen und Strassen

c) Warenauslagen 50.00 m2/Jahr
d) Foodtrucks 10.00 m2/Tag
e) Reklameständer 50.00/Stück und Jahr
f) Strassenmusik 40.00/Tag
g) Marktstände 0.50 m2/Tag
h) Zirkuszelt 150.00/Tag
i) Buvetten 5.00 m2/Monat
j) Bauinstallationen gemäss Gebührenansätze der Bauverwaltung
k) Erdanker gemäss Gebührenansätze der Bauverwaltung
l) Private Leitungen nach Durchmesser gemäss Gebührenansätze des Tiefbauamts

Art. 7 Bemessung der beanspruchen Fläche
1 Massgeblich ist die dem schlichten Gemeingebrauch entzogene Fläche.
2 Wird eine Fläche für eine Sondernutzung vom übrigen öffentlichen Raum so abgegrenzt, dass sie nur durch 
einen besonderen Eingang und gegen Entrichtung eines Entgelts betreten werden kann, berechnet sich die 
Nutzungsgebühr gestützt auf die gesamte abgegrenzte Fläche.

Art. 8 Bemessung der Dauer
Kommt die Beanspruchung des öffentlichen Raums während des Auf- und Abbaus von Installationen, die für 
die eigentliche Veranstaltung benötigt werden, einer Nutzung gleich, können für die Dauer des Auf- und 
Abbaus ebenfalls Nutzungsgebühren erhoben werden.

Art. 9 Zuschläge
Für Nutzungen mit überwiegend kommerziellem Charakter, bei denen ein grosses Publikumsaufkommen zu 
erwarten ist oder die mehrheitlich der Werbung dienen, kann die Nutzungsgebühr bis auf das Dreifache 
erhöht werden.

Art. 10 Reduktionen
Für Strassencafés, Verkaufsstände und Warenauslagen ausserhalb der Altstadtzone können die 
Nutzungsgebühren um bis zu 25 % reduziert werden, sofern es sich nicht um publikumsintensive Orte 
handelt.

3. Gebührenanteil für die Bearbeitung

Art. 11 Bewilligungsgebühr
1 Die Bewilligungsgebühr wird pauschalisiert erhoben. Sie beträgt je nach Komplexität des Nutzungsgesuchs 
zwischen CHF 50.00 und CHF 1’000.00.
2 Verursacht ein Bewilligungsverfahren ausserordentlichen Aufwand, insbesondere weil erforderliche 
Unterlagen nachgefordert werden müssen, bei Projektänderungen während des Verfahrens oder im Fall von 
nachträglichen Bewilligungsverfahren, kann der Höchstsatz bis auf das Doppelte erhöht werden.
3 Wird ein Gesuch zurückgezogen, kann die Bewilligungsgebühr je nach schon entstandenem Aufwand um 
50 % ermässigt werden.
4 Verursacht ein Gesuch nur geringfügigen Aufwand, insbesondere wenn eine bewilligte Nutzung ohne 
Unterbruch verlängert werden soll oder ein wiederkehrendes Gesuch unter unveränderten rechtlichen und 
tatsächlichen Umständen zu beurteilen ist, kann die Bewilligungsgebühr angemessen reduziert oder gänzlich 
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erlassen werden.
5 Bedarf ein Vorhaben neben einer Nutzungsbewilligung auch einer Baubewilligung, werden sowohl 
Nutzungsbewilligungsgebühren als auch Baubewilligungsgebühren erhoben.

Art. 12 Verfügungsgebühren
Für Verfügungen, die nicht unter eine andere Bestimmung fallen, wird je nach Zeitaufwand eine 
Verfügungsgebühr von CHF 100.00 bis CHF 5‘000.00 erhoben.

Art. 13 Kontrollgebühren
1 Wird der öffentliche Raum ohne die erforderliche Bewilligung in Anspruch genommen oder wird die erteilte 
Bewilligung nicht eingehalten, wird für die nötige Kontrolle eine Gebühr von pauschal CHF 100.00 erhoben.
2 Übersteigt der Kontrollaufwand das Durchschnittsmass, ist anstelle der Pauschalgebühr der tatsächliche 
Zeitaufwand zu bezahlen.

4. Kosten

Art. 14 Expertisen, Leistungen, entgangene Erträge
1 Ist für die Prüfung eines Nutzungsgesuchs eine Expertise nötig, so gehen die tatsächlichen Kosten der 
Expertise zulasten der Gesuchstellerin oder des Gesuchstellers.
2 Weitere Leistungen der Verwaltung werden gemäss geltendem Gebührenreglement der Einwohnergemeinde 
Stein am Rhein abgerechnet. 
3 Durch gesteigerten Gemeingebrauch entgangene Erträge können der Gesuchstellerin oder dem 
Gesuchsteller ebenfalls in Rechnung gestellt werden.

5. Ergänzende Bestimmungen

Art. 15 Fälligkeit
1 Sofern nichts anderes verfügt wurde, beträgt die Zahlungsfrist für Gebühren 30 Tage ab Rechtskraft der 
Verfügung.
2 Für jährlich wiederkehrende Gebühren beträgt die Zahlungsfrist 30 Tage ab Rechnungsdatum.
3 Nach Ablauf der Zahlungsfrist schuldet die Gebührenschuldnerin oder der Gebührenschuldner einen 
Verzugszins von 5 %.

Art. 16 Mahnung und Inkasso
1 Für nicht rechtzeitig bezahlte Gebühren können Mahngebühren und eine Umtriebsgebühr für 
Inkassomassnahmen erhoben werden. 
2 Vorbehalten bleibt die Einforderung weiterer Gebühren im Zusammenhang mit Betreibungsverfahren.
3 Die Gebühren richten sich nach dem Gebührenreglement der Einwohnergemeinde Stein am Rhein.

Art. 17 Vorschuss oder Vorauszahlung
In begründeten Fällen, insbesondere bei Wohnsitz im Ausland oder bei Zahlungsrückständen, kann von der 
Gebührenschuldnerin oder vom Gebührenschuldner die Bezahlung eines angemessenen Vorschusses oder 
die Vorauszahlung der Gebühren verlangt werden.

Art. 18 Kaution
1 Die Bewilligungsnehmerin oder der Bewilligungsnehmer kann zur Zahlung einer Kaution zur Sicherstellung 
der Erfüllung von Bewilligungsauflagen, von Schadenersatzansprüchen, von Reinigungskosten oder 
dergleichen verpflichtet werden.
2 Das gewährte Nutzungsrecht darf erst ausgeübt werden, wenn die Kaution geleistet worden ist.
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6. Schlussbestimmungen

Art. 19 Übergangsbestimmungen
Für Nutzungen, die vor dem Inkrafttreten dieser Verordnung für die Dauer von mehr als einem Jahr 
rechtskräftig bewilligt worden sind, gelten die Gebühren gemäss dieser Verordnung.

Art. 20 Änderung bisherigen Rechts
1 Das Gebührenreglement (StR 172.201) wird nach Inkrafttreten dieser Verordnung wie folgt geändert:
Art. 18 Benützung des öffentlichen Grundes, Reklameanlagen, Boulevard-Restaurants

- aufgehoben
Art. 19 Bewilligungen aller Art

- aufgehoben
Art. 20 Gastgewerbe, Gelegenheitswirtschaften

- aufgehoben
Art. 23 Frischwarenmarkt

- aufgehoben
Art. 29 Benützung des öffentlichen Grundes

- lit. d (Zirkus) und lit. e (Chilbiplatz) aufgehoben
Art. 33 Abs. 2 Jahrmarkt, Platzmiete

- aufgehoben

Art. 21 Inkrafttreten
Diese Verordnung tritt am XX XXXX 2023 in Kraft.1

1 Fassung gemäss Stadtratssitzung vom XX. XXXX 2023 (SRB XX/2023), in Kraft getreten am XX. XXXX 2023
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Der Einwohnerrat, gestützt auf Art. 21 lit. c der Verfassung der Einwohnergemeinde Stein am Rhein, erlässt 
folgendes Reglement:

1. Allgemeine Bestimmungen

Art. 1 Geltungsbereich
1 Dieses Reglement regelt den gesteigerten Gemeingebrauch des öffentlichen Raums einschliesslich seines 
Erdreichs und Luftraums auf dem Gebiet der Einwohnergemeinde Stein am Rhein; es regelt die Zuständigkeit 
und das Bewilligungsverfahren.
2 Wo Auswirkungen auf den öffentlichen Raum vorhanden sind, gelten die Bestimmungen dieses Reglements 
auch für den privaten Grund.
3 Der Stadtrat kann für Orte mit hohem Nutzungsdruck Nutzungsregeln erlassen.

2. Grundsätze

Art. 2 Vorschriftsgemässe Nutzung
1 Die Nutzung des öffentlichen Raums muss dem Zweck entsprechen, der sich insbesondere aus Ver-
fassungsrecht, Reglement und Verordnung ergibt.
2 Der öffentliche Raum ist möglichst schonend und in gegenseitiger Rücksichtnahme zu nutzen. Er darf nicht 
verunreinigt, beschädigt oder zerstört werden.
3 Die Nutzung des öffentlichen Raums darf die Sicherheit und Ordnung nicht gefährden.
4 Die zuständige Behörde kann verlangen, dass sich Gegenstände, die im Rahmen einer Nutzung des 
öffentlichen Raums aufgestellt werden, in das Stadtbild einordnen.

Art. 3 Wahrung der Interessen Dritter
Wer den öffentlichen Raum nutzt, darf die Interessen Dritter nicht übermässig beeinträchtigen.

Art. 4 Koordination verschiedener Nutzungen
Die Bewilligungsbehörde kann verlangen, dass mehrere Nutzungen im öffentlichen Raum koordiniert werden.

3. Bewilligungspflichtige Nutzung

Art. 5 Bewilligungspflicht
1 Die Nutzung des öffentlichen Raums bedarf einer Bewilligung und ist gebührenpflichtig.
2 Als Nutzung gilt jede über den schlichten Gemeingebrauch hinausgehende Nutzung des öffentlichen Raums.
3 Durch Verordnung können bestimmte Arten der Nutzung von der Bewilligungspflicht ausgenommen oder die 
Bewilligungspflicht durch eine blosse Meldepflicht ersetzt werden.

Art. 6 Nutzungsbewilligung
1 Über die Erteilung einer Nutzungsbewilligung wird aufgrund einer Güterabwägung zwischen sich 
entgegenstehenden privaten und öffentlichen Interessen entschieden. Bei der Güterabwägung ist den 
Grundrechten Rechnung zu tragen.
2 Die Nutzungsbewilligung ist mit den zur Wahrung öffentlicher und privater Interessen nötigen Bedingungen 
und Auflagen zu versehen.
3 Die Nutzungsbewilligung wird der Person erteilt, welche die Nutzung beantragt. Die Nutzungsbewilligung 
kann nicht ohne neues Gesuch auf eine andere Person übertragen werden.
4 Die Nutzung des öffentlichen Raums wird auf eine bestimmte Dauer bewilligt.

Art. 7 Änderung der Nutzungsbewilligung
Die Nutzungsbewilligung kann geändert oder vorübergehend entzogen werden, wenn es wesentlich 
veränderte Verhältnisse erfordern oder es zur Wahrung überwiegender öffentlicher oder privater Interessen 
nötig ist.
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Art. 8 Beendigung der Nutzungsbewilligung, Widerruf
1 Die Nutzungsbewilligung erlischt mit dem Ablauf der Zeit, für die sie erteilt worden ist, wenn die aus der 
Nutzungsbewilligung Berechtigten darauf verzichten oder wenn sie widerrufen wird.
2 Der Widerruf einer Nutzungsbewilligung erfolgt ganz oder teilweise, wenn ein Widerrufsgrund vorliegt, der in 
der Bewilligung genannt ist, wenn die daraus Berechtigten ihren Verpflichtungen nicht nachkommen oder 
wenn es zur Wahrung überwiegender öffentlicher oder privater Interessen nötig ist.
3 Sofern nicht ein Gesetz oder die Nutzungsbewilligung etwas anderes bestimmen, besteht kein Anspruch auf 
Entschädigung, wenn die benutzte Fläche der bewilligten Nutzung entzogen wird oder aus anderen Gründen 
nicht benutzt werden kann.
4 Die aus der Nutzungsbewilligung Berechtigten haben bis zum Zeitpunkt der Beendigung der Nut-
zungsbewilligung den ursprünglichen Zustand des benutzten öffentlichen Raums wiederherzustellen.

Art. 9 Veranstalterbewilligung
1 Die Veranstalterbewilligung überträgt der Veranstalterin oder dem Veranstalter für einen besonderen Anlass 
die Befugnis, die Bewilligung zur Nutzung des öffentlichen Raums an Dritte zu erteilen und dafür Gebühren zu 
erheben.
2 Die Veranstalterbewilligung darf nur für einen genau bezeichneten öffentlichen Raum erteilt werden. Sie ist 
zeitlich auf einen besonderen Anlass oder eine bestimmte Serie von Anlässen zu begrenzen.
3 Die Veranstalterbewilligung kann festlegen, unter welchen Voraussetzungen und zu welchen Bedingungen 
die beanspruchten Flächen oder die darauf errichteten Anlagen Dritten zur Verfügung gestellt werden.

Art. 10 Konzession
1 Die bauliche Inanspruchnahme öffentlichen Raums bedarf einer Konzession. Konzessionspflichtig sind 
insbesondere ständige Bauten und Anlagen auf, über, unter oder in der Strasse.
2 Bewilligte und konzessionierte Bauten und Anlagen stehen im Eigentum des Berechtigten und sind von 
diesem zu unterhalten.
3 Der Berechtigte trägt alle Mehrkosten, die wegen seiner Bauten und Anlagen entstehen. Er hat die 
bewilligten und konzessionierten Bauten auf seine Kosten zu verlegen, zu ändern oder anzupassen, wenn es 
sich infolge des Strassenbaus oder -unterhalts als notwendig erweist.

4. Gebühren und Kosten

Art. 11 Gebühren
1 Für die Nutzung des öffentlichen Raums zu gesteigertem Gemeingebrauch wird eine Gebühr erhoben, soweit 
die Nutzung nicht durch Verordnung von der Gebührenpflicht ausgenommen ist.
2 Der Stadtrat legt die Höhe der einzelnen Gebühren, Erlasse und Ausnahmen in einer Gebührenverordnung 
fest.
3 Die Gebühren für die Nutzung des öffentlichen Raums setzten sich aus einem Anteil für die Nutzung sowie 
einem Anteil für die Bearbeitung des Gesuchs zusammen. 
4 Die Gebühren entfallen komplett, wenn die Nutzung des öffentlichen Raums im Rahmen der Ausübung von 
politischen Grundrechten erfolgt.

Art. 12 Gebührenanteil für die Nutzung
1 Für die Bemessung des Gebührenanteils für die Nutzung gilt das Äquivalenzprinzip.
2 Zu berücksichtigen ist insbesondere:

a) das Interesse der gebührenpflichtigen Person an der Nutzung des öffentlichen Raums und ihr daraus 
entstehende Vorteile;

b) die Lage und Grösse der beanspruchten Fläche;
c) die Dauer der Nutzung;
d) das öffentliche Interesse an der Nutzung;
e) die Belastungsintensität für die Allgemeinheit;
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f) die mit der Nutzung ausgeübten Grundrechte.

Art. 13 Gebührenanteil für die Bearbeitung
Für die Bemessung des Gebührenanteils für die Bearbeitung eines Gesuchs gilt das Kostendeckungsprinzip. 
Seine Höhe richtet sich nach dem Verwaltungsaufwand für die Bearbeitung.

Art. 14 Zusätzliche Kosten
1 Wer den öffentlichen Raum zu gesteigertem Gemeingebrauch in Anspruch nimmt, trägt die dadurch 
entstehenden zusätzlichen Kosten, insbesondere die Kosten für Erschliessungs- und Verkehrsmassnahmen 
sowie für Instandstellungs- und Reinigungsarbeiten.
2 Wenn es besondere Verhältnisse rechtfertigen und die öffentlichen Interessen gewahrt werden, kann die 
Kostentragung in der Nutzungsbewilligung oder durch besondere Verfügung anders geregelt werden.

Art. 15 Ermässigungen und Erlasse
1 Aus wichtigen Gründen kann eine Gebühr ganz oder teilweise erlassen werden.
2 Der Stadtrat regelt das Nähere in der Gebührenverordnung.

Art. 16 Kaution
Zur Deckung der Kosten für die Reinigung und Instandstellung des öffentlichen Grunds und dessen 
Einrichtungen sowie für die Abfallentsorgung kann von der Gesuchstellerin oder dem Gesuchsteller eine 
angemessene Kaution verlangt werden.

5. Verfahren und Zuständigkeiten

Art. 17 Zuständigkeit
1 Der Stadtrat ist für die Erteilung der Nutzungsbewilligung, Veranstalterbewilligung und Meldung zuständig. Er 
kann diese Kompetenz an die Stadtverwaltung delegieren. Das Weitere ist in der Verordnung geregelt.
2 Die Kompetenz für die Erteilung von Bewilligungen für bspw. Werkleitungen, Schlitzwände, Erdanker oder 
Bauinstallationen im Zusammenhang mit einem Baugesuch liegt beim Baureferat.

Art. 18 Koordination
1 Ist ein Nutzungsgesuch von mehreren Behörden zu prüfen, sind die Entscheide durch die 
Bewilligungsbehörde aufeinander abzustimmen.
2 Ist eine Baute oder Anlage im Sinne der eidgenössischen oder kantonalen Gesetze bewilligungspflichtig, so 
wird, wenn möglich eine gemeinsame Bau- und Nutzungsbewilligung erteilt.

Art. 19 Grundsatz der Gleichbehandlung
1 Ist absehbar, dass bei einer spezifischen Nutzung mehr Gesuche eingehen als Bewilligungen erteilt werden 
können, müssen sich alle geeigneten Interessentinnen und Interessenten frei und gleichberechtigt um die 
Erteilung der Nutzungsbewilligung bewerben können.
2 Die Erteilung der Bewilligung muss nach sachbezogenen Auswahlkriterien erfolgen und hat den 
Grundrechten Rechnung zu tragen.

Art. 20 Beschwerde
1 Gegen eine bewilligte Nutzung kann beim Stadtrat Beschwerde eingereicht werden, sofern der 
Beschwerdeführer von der Nutzung persönlich berührt ist und ein schutzwürdiges Interesse an ihrer Änderung 
oder Ablehnung hat. Sie muss eine Begründung enthalten.
2 Im Rahmen von Beschwerden können keine privatrechtlichen Ansprüche geltend gemacht werden.

Art. 21 Einwendung und Rekurs
1 Gegen Verfügungen eines dem Stadtrat untergeordneten Organs kann der Betroffene innert 20 Tagen beim 
Stadtrat eine Einwendung machen. Sie muss eine Begründung enthalten. 
2 Gegen Beschlüsse des Stadtrats bleibt die Rekursmöglichkeit gemäss kantonalem Recht vorbehalten.
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3 Neue Themen sind ausgeschlossen, wenn sie bereits in der Einwendung hätten vorgebracht werden können.

6. Vollzug

Art. 22 Vorschriftswidrige Nutzung
1 Wird der öffentliche Raum zu gesteigertem Gemeingebrauch ohne Bewilligung genutzt, so ordnet die 
zuständige Behörde die nötigen Massnahmen zur Beendigung der Nutzung oder zur Einhaltung der 
Vorschriften an.
2 Die zuständige Behörde kann den rechtswidrigen Zustand auf Kosten der Pflichtigen beseitigen oder 
beseitigen lassen, wenn es zur Abwendung von Schäden, Störungen oder Gefahren nötig ist, Anordnungen 
nicht möglich oder nicht Erfolg versprechend sind oder ihre Anordnungen nicht befolgt werden.
3 Beseitigte Gegenstände, die von den Berechtigten nicht umgehend fortgeschafft werden, können auf Kosten 
der Pflichtigen verwertet oder vernichtet werden.

Art. 23 Strafrechtliche Bestimmung
1 Vorschriftswidrige Nutzungen werden durch den Stadtrat geahndet. Zur Vollstreckung von Verfügungen 
können folgende Massnahmen ergriffen werden:

a) Ersatzvornahme durch die Stadtpolizei selbst oder durch beauftragte Dritte auf Kosten der säumigen 
oder verhinderten Pflichtigen. Die Kosten sind durch eine besondere Verfügung festzusetzen.

b) Erteilung einer Busse gemäss Art. 28 EG StGB bis zu CHF 1'000.00.
c) Einleitung eines Strafverfahrens wegen Widerhandlung gegen Bestimmungen dieses Reglements.
d) Einleitung eines Strafverfahrens wegen Ungehorsams nach Art. 292 StGB, soweit keine andere 

Strafbestimmung anwendbar ist.
2 Bevor die Stadtpolizei zu Zwangsmitteln greift, droht sie es den Pflichtigen an und räumt ihnen eine 
angemessene Erfüllungsfrist ein.
3 Bei den Ersatzmassnahmen kann auf die Androhung und die Einräumung einer Erfüllungsfrist verzichtet 
werden, wenn Gefahr im Verzug ist oder wenn aufgrund der Kürze der bewilligten Nutzungsdauer die 
Androhung und Einräumung einer Erfüllungsfrist ins Leere laufen würde.

7. Haftung

Art. 24 Schadenersatz
1 Wer den öffentlichen Raum zu gesteigertem Gemeingebrauch nutzt, haftet der Stadt für den dadurch 
entstehenden Schaden nach den Grundsätzen des Bundeszivilrechts.
2 Die Inhaberin oder der Inhaber einer Nutzungsbewilligung haftet für sämtliche Schäden, die infolge der 
Ausübung der Bewilligung und der damit zusammenhängenden Vorkehrungen entstehen. Mit der Prüfung und 
Bewilligung sowie mit der allfälligen Abnahme und Freigabe übernimmt die Behörde keine Verantwortung für 
den durch die Nutzung entstehenden Schaden.
3 Als Schaden gelten insbesondere auch: mittelbare Schäden, insbesondere in Form von Folgekosten und 
Einnahmeausfällen, die der Stadt entstehen; Wertverminderungen von Bauten, Anlagen, Gegenständen, 
Bäumen und Bepflanzungen, die durch die Nutzung des öffentlichen Raums entstehen wie beispielsweise 
durch Aufgrabungen, Bodenverdichtung und übermässige Abnutzung.
4 Wird das Gemeinwesen als Eigentümerschaft belangt, ist es zum Rückgriff berechtigt.

8. Schlussbestimmung

Art. 25 Übergangsbestimmungen
Bis anhin rechtmässig erteilte Nutzungsbewilligungen behalten ihre Gültigkeit längstens bis zu deren Ablauf 
bzw. Widerruf oder bis es zu einer Nutzungsänderung durch den Berechtigten oder durch die öffentliche Hand 
kommt oder bis der Inhaber der Nutzungsbewilligung ändert. Die Änderung, das Erlöschen und der Widerruf 
dieser Bewilligungen sowie hängige Gesuche richten sich nach neuem Recht.
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Art. 26 Änderung und Aufhebung bisherigen Rechts
1 Mit dem Inkrafttreten dieses Reglements wird aufgehoben:

- Marktordnung für den Wochenmarkt (StR 932.100)
- Verordnung über Boulevard-Restaurants auf öffentlichem und privatem Grund (StR 354.130)
- Verordnung über Boulevard-Restaurants auf öffentlichem und privatem Grund; Anhang 

Gebührenverordnung (StR 354.131)
2 Die Polizeiverordnung (StR 354.111) wird mit dem Inkrafttreten dieses Reglements wie folgt geändert:
Art. 33 Strassenmusikanten 

- aufgehoben
Art. 34 Grundsatz, Nutzungseinschränkungen

- aufgehoben
Art. 36 Zurückschneiden von Bäumen, Sträuchern und Hecken (Änderung)
Bäume, Sträucher und Grünhecken auf Privatparzellen sind bis auf die Grenze des öffentlichen Grundes 
zurückzuschneiden. In jedem Fall soll die lichte Höhe über öffentlichen Strassen 4.5 m und über Fusswegen 
und Trottoirs 2.5 m betragen. Vorbehalten bleiben die Abstandsvorschriften des Strassengesetzes (Art. 25 
Abs. 3).

Art. 27 Inkrafttreten
Der Stadtrat bestimmt nach der Genehmigung durch den Einwohnerrat den Zeitpunkt des Inkrafttretens 
dieses Reglements.1

1 Fassung gemäss Einwohnerratssitzung vom 24. Februar 2023 (ERB xx/2023), in Kraft getreten am XX.XXXX 2023
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